
7. Sitzung des
Rechnungsprüfungsausschusses

31.05.2016 18:30 Uhr



Köthen (Anhalt), 23.05.2016

- Bekanntmachung -

zur   7. Sitzung des Rechnungsprüfungsausschusses 
am Dienstag, dem 31.05.2016 um 18:30 Uhr 
Großer Sitzungsraum 217, Wallstraße 1-5 
06366 K ö t h e n ( A n h a l t )

Sehr geehrte Damen und Herren,

ich lade Sie zu der oben benannten Sitzung recht herzlich ein. 

Vorgesehene Tagesordnung: 

TOP Thema Vorl. 

1 Eröffnung 

1.1 Feststellung der Beschlussfähigkeit und der Ordnungsmäßigkeit der -  
 Ladung   

2 Behandlung der öffentlichen TOPs 

2.1 Bestätigung der Tagesordnung (öffentlicher Teil) -  
2.2 Bestätigung der Niederschrift der letzten Sitzung (öffentlicher Teil) -  
2.3 Informationen der Verwaltung (öffentlicher Teil) -  
2.4 Information zur vorläufigen Ergebnisrechnung 2015 per 02.05.2016 und 2016071/1  
 zur vorläufigen Ergebnisrechnung 2016 per 10.05.2016   
2.5 Beantwortung der Anträge zum Haushaltsplan 2016 der Fraktion 2016072/1  
 "FDP-B90/Die Grünen"   
2.6 Verwaltungssicht zum Vorschlag der Fraktion Freie Wähler 2016074/1  
2.7 Stand Übergabe Unterlagen der Eröffnungsbilanz zum 1.1.2012 an das 2016075/1  
 Rechnungsprüfungsamt   
2.8 Allgemeine Bewilligungsbedingungen der Stadt Köthen (Anhalt) 2016061/9  
2.9 Anfragen und Anregungen (öffentlicher Teil) -  

3 Behandlung der nichtöffentlichen TOPs 

3.1 Bestätigung der Tagesordnung (nichtöffentlicher Teil) -  
3.2 Bestätigung der Niederschrift der letzten Sitzung (nichtöffentlicher -  
 Teil)   
3.3 Informationen der Verwaltung (nichtöffentlicher Teil) -  
3.4 Anfragen und Anregungen (nichtöffentlicher Teil) - 

Mit freundlichen Grüßen

  
Andreas Wittig 
Ausschussvorsitzender



Stadt Köthen (Anhalt)
Der Oberbürgermeister

Protokollauszug

Datum : 31.05.2016

Sitzung : 7. Sitzung des Rechnungsprüfungsausschusses

Vorlage-Nr. : 2016061/9

TOP 2.8 : Allgemeine Bewilligungsbedingungen der Stadt Köthen 
(Anhalt)

Protokolltext

Abstimmungsergebnis:

Gremium Rechnungsprüfung
sausschuss 

SOLL Stimmberechtigte 11

Sitzung am 31.05.2016 IST Stimmberechtigte 8

TOP 2.8 Befangen 0

Ja-Stimmen 8

Nein-Stimmen 0

Beschluss laut BV Enthaltungen 0

Die Übereinstimmung vorstehenden Auszuges mit der Urschrift wird beglaubigt.

Köthen (Anhalt), 24.10.2016

Alexander Frolow 
stellv. Oberbürgermeister



Stadt Köthen (Anhalt)
Der Oberbürgermeister

Beschlussvorlage 2016061/9 

Dezernat: OB aktuelles Gremium
Rechnungsprüfungsaus
schuss

Sitzung am: 31.05.2016

TOP: 2.8

Amt: Amt 20 öffentlich
ja

Vorlagen-Nr.:
2016061/9

Az.: erstellt am: 07.04.2016

Betreff

Allgemeine Bewilligungsbedingungen der Stadt Köthen (Anhalt)

Beratungsfolge

Nr. Gremium Ist-Termin Ergebnis

1 
2 
3 
4 
5 
6 
7 
8 
9 

10 
11

25.04.2016: Ortschaftsrat Dohndorf 
27.04.2016: Ortschaftsrat Arensdorf 
28.04.2016: Ortschaftsrat Baasdorf 
02.05.2016: Ortschaftsrat Löbnitz an der Linde 
03.05.2016: Ortschaftsrat Merzien 
04.05.2016: Ortschaftsrat Wülknitz 
23.05.2016: Ortschaftsrat Löbnitz an der Linde 
26.05.2016: Sozial- und Kulturausschuss 
31.05.2016: Rechnungsprüfungsausschuss 
07.06.2016: Hauptausschuss 
16.06.2016: Stadtrat

25.04.2016 
27.04.2016 
28.04.2016 
02.05.2016 
03.05.2016 
04.05.2016 
23.05.2016 
26.05.2016 
31.05.2016 
07.06.2016 
16.06.2016

laut BV 
laut BV 
laut BV 
kein Beschluss 
laut BV 
laut BV 
laut BV 
laut BV 
laut BV 
entspr. prot. Änd. 
laut BV

Beschlussentwurf

Der Stadtrat der Stadt Köthen (Anhalt) beschließt entsprechend § 29 S. 2 der 
Kommunalhaushaltsverordnung des Landes Sachsen-Anhalt (KomHVO) die Wertgrenze bis 
zu der die Allgemeinen Bewilligungsbedingungen der Stadt Köthen (Anhalt) als 
Vereinfachungsregelung Anwendung finden, auf 50.000,00 € festzulegen.

Gesetzliche Grundlagen:

- § 29 S. 2 KomHVO



Darlegung des Sachverhalts / Begründung

In den unterschiedlichsten Bereichen der Stadtverwaltung Köthen werden Zuwendungen im 
Rahmen der hierfür verfügbaren Haushaltsmittel an Vereine, Gruppen, Institutionen und 
Einrichtungen des privaten und öffentlichen Rechts im eigenen Wirkungskreis gewährt.

Um das Verfahren für die Gewährung von Zuwendungen, wie oben beschrieben, im 
Interesse aller Zuwendungsempfänger zu vereinheitlichen, gelten in der Stadt Köthen 
(Anhalt) die Allgemeinen Bewilligungsbedingungen. Sie gelten auch für Zuwendungen, zu 
denen die Stadt rechtlich oder gesetzlich verpflichtet ist, soweit die einschlägigen 
Regelungen bzw. Gesetze nichts anderes bestimmen.

Dabei ist anzumerken, dass die Allgemeinen Bewilligungsbedingungen 
Nebenbestimmungen zum Verwaltungsakt (hier zum Zuwendungsbescheid) im Sinne des § 
1 Verwaltungsverfahrensgesetz des Landes Sachsen-Anhalt (VerwVfG-LSA) in Verbindung 
mit § 36 Verwaltungsverfahrensgesetz ( VerwVfG) in der jeweils gültigen Fassung 
darstellen.

Im vergangenen Jahr wurde mehrmals der Wunsch geäußert, die Allgemeinen 
Bewilligungsbedingungen zu vereinfachen. Zunächst ist festzustellen, dass bereits unter 5. 
Regelungen für ein vereinfachtes Verfahren enthalten sind. Anwendung findet dieses bis zu 
einer Grenze von 5.000,00 €. Hier kann von der Vorlage von Haushalts- und 
Wirtschaftsplänen und die Jahresrechnung bzw. die Bilanz bei der institutionellen Förderung 
verzichtet werden. Ebenfalls kann von der Vorlage eines Sachberichtes im Rahmen des 
Verwendungsnachweises abgesehen werden. Weiterführende Erleichterungen enthalten 
bereits die Ausführungen zur Antragstellung. Danach sind die Anträge schriftlich zu stellen. 
Die Antragsunterlagen sollten eine ausführliche Begründung enthalten und mit einer zur 
Beurteilung ihrer Notwendigkeit und Angemessenheit erforderlichen Unterlagen versehen 
sein. Weiterführende Unterlagen sind im Rahmen der Antragstellung nicht beizubringen. 

Nachweise wie Finanzierungsplan, Kostenberechnung, Bewilligungsbescheide über 
Zuwendungen Dritter, Bau- und Lagepläne, Vereinsregisterauszüge oder Satzungen können 
angefordert werden. Die Formulierung "können" macht bereits deutlich, dass hier Ermessen 
eingeräumt wurde und somit im Einzelfall entschieden werden kann, ob weiterführende 
Unterlagen beizubringen sind oder darauf verzichtet werden kann. Eine Wertgrenze ist 
hierbei nicht vorgeschrieben. In der Konsequenz kann ein Antrag auf Projektförderung ohne 
Finanzierungsplan und Kostenberechnung gestellt werden. Die Antragstellung setzt jedoch 
immer voraus, dass der Antrag vollständig ausgefüllt wird und sich der Antragsteller zur 
Höhe der Eigenmittel, die Höhe der Zuwendungen Dritter und die beantragte Zuwendung 
äußert. Von dieser Verpflichtung kann und sollte man durch keine Vereinfachung entbunden 
werden. 

Die Allgemeinen Bewilligungsbedingungen bieten somit keinen Raum für weiterführende 
Vereinfachungen. Insgesamt dienen sie auch dazu im Interesse aller, Mißbrauch zu 
verhindern und erhöhte oder doppelte Zuwendungen zu erhalten.

Trotz allem ist eine Entscheidung im Rahmen der Allgemeinen Bewilliungsbedingungen 
herbeizuführen. Entsprechend § 29 S. 1 der Kommunalhaushaltsverordnung des Landes 
Sachsen-Anhalt (KomHVO) vom 16.12.2015 sind bei der Vergabe von Zuwendungen 
(Zuweisungen und Zuschüsse) die §§ 23 und 44 der Landeshaushaltsordnung des Landes 
Sachsen-Anhalt (LHO) und die dazu ergangenen Verwaltungsvorschriften entsprechend 
anzuwenden. 



Diese Regelung hätte aktuell die Folge, dass bei der Gewährung von Zuschüssen nicht die 
Allgemeinen Bewilligungsbedingungen der Stadt Köthen (Anhalt) als Nebenbestimmungen 
zum Zuwendungsbescheid zur Anwendung kommen, sondern die Vorschriften der LHO. Die 
zur LHO ergangenen Verwaltungsvorschriften sind sehr umfänglich und räumen kaum 
Möglichkeiten zur Vereinfachung des Verfahrens ein. 

Aus diesem Grund wird empfohlen von der Regelung des § 29 Satz 2 KomHVO Gebrauch 
zu machen. Hier heißt es: "Die Vertretung kann eine Wertgrenze festlegen, bis zu der 
vereinfachte Regelungen gelten." Demnach ist eine obere Wertgrenze festzulegen, bis zu 
welcher die Allgemeinen Bewilligungsbedingungen der Stadt Köthen (Anhalt) Anwendung 
finden. Erst nach Überschreiten dieser kommen die Regelungen der LHO zum Tragen. Es 
stellt sich in diesem Zusammenhang die Frage, welcher Wert als Obergrenze zu definieren 
ist.

Im Abschnitt 27.2 - Verwaltungsvorschriften zur LHO - werden unter 13. Fälle von geringer 
finanzieller Bedeutung aufgegriffen. Danach kann bei Zuwendungen von nicht mehr als 
50.000,00 € die zuständige oberste Landesbehörde Erleichterungen zulassen. Unter 10.2 - 
Nachweis der Verwendung - wird bei Zuwendungen bis 50.000,00 € ein vereinfachter 
Verwendungsnachweis als ausreichend betrachtet. 

Da die LHO bzw. die dazu ergangene Verwaltungsvorschrift die vorgenannten 50.000,00 € 
jeweils als Grenze für Vereinfachungen angenommen hat, scheint es unbedenklich und 
sinnvoll diesen Betrag aufzugreifen und als Wertgrenze für die Anwendung der städtischen 
Bewilligungsbedingungen zugrunde zu legen. Künftig ist somit bei einem Antrag auf 
Gewährung von Zuwendungen und dem sich anschließenden Verfahren darauf zu achten, 
wie hoch die beantragten Mittel sind.
Werden 50.000,00 € nicht überschritten, sind die Allgemeinen Bewilligungsbedingungen für 
Zuwendungen der Stadt Köthen (Anhalt) als Nebenbestimmungen zum 
Zuwendungsbescheid in Anwendung zu bringen. Wird der vorgenannten Betrag 
überschritten, findet entsprechend § 29 Satz 1 KomHVO Anwendung, mit der Folge, dass 
bei der Vergabe der Zuwendungen die §§ 23 und  44 der LHO mit den dazu ergangenen 
Verwaltungsvorschriften anzuwenden sind.



Stadt Köthen (Anhalt)
Der Oberbürgermeister

Informationsvorlage 2016071/1 

Dezernat: OB aktuelles Gremium
Rechnungsprüfungsaus
schuss

Sitzung am: 31.05.2016

TOP: 2.4

Amt: Amt 20 öffentlich
ja

Vorlagen-Nr.:
2016071/1

Az.: erstellt am: 10.05.2016

Betreff

Information zur vorläufigen Ergebnisrechnung 2015 per 02.05.2016 und 
zur vorläufigen Ergebnisrechnung 2016 per 10.05.2016 

Beratungsfolge

Nr. Gremium Ist-Termin Ergebnis

1 31.05.2016: Rechnungsprüfungsausschuss 31.05.2016

Mitzeichnungspflicht

Person Unterschrift Datum

Alexander Frolow

Beschlussentwurf

Gesetzliche Grundlagen:

- Sitzung des RP-Ausschusses vom 07.07.2015

Darlegung des Sachverhalts / Begründung

Als Anlage erhalten Sie die Unterlagen zum vorläufigen Ergebnis des Jahres 2015 per 
02.05.2016 und einen ersten Stand des Jahres 2016 per 10.05.2016.
























Anlage zur Sitzungsvorlage
Anlage 1 - Ergebnisrechnung 2015 Stand 02.05.2016.pdf






















Anlage zur Sitzungsvorlage
Anlage 2 - Ergebnisrechnung 2016 Stand 10.05.2016.pdf



Stadt Köthen (Anhalt)
Der Oberbürgermeister

Informationsvorlage 2016072/1 

Dezernat: OB aktuelles Gremium
Rechnungsprüfungsaus
schuss

Sitzung am: 31.05.2016

TOP: 2.5

Amt: Amt 20 öffentlich
ja

Vorlagen-Nr.:
2016072/1

Az.: erstellt am: 11.05.2016

Betreff

Beantwortung der Anträge zum Haushaltsplan 2016 der Fraktion  
"FDP-B90/Die Grünen" 

Beratungsfolge

Nr. Gremium Ist-Termin Ergebnis

1 31.05.2016: Rechnungsprüfungsausschuss 31.05.2016

Mitzeichnungspflicht

Person Unterschrift Datum

Alexander Frolow

Beschlussentwurf

Gesetzliche Grundlagen:



Darlegung des Sachverhalts / Begründung

Im Rahmen der Haushaltsplanberatungen 2016 gingen verspätet zum 29.02.2016 noch 

Anfragen und Änderungsanträge der Fraktion FDP-B90/Die Grünen ein. Ein Großteil der 

Anfragen und Anträge konnten trotz der Terminüberschreitung noch im Hauptausschuss und 

Stadtrat im Zuge der Beschlussfassung zum Haushalt 2016 berücksichtigt werden.

Hinsichtlich der noch unbeantworteten Anträge ergeht nunmehr mit dieser 

Informationsvorlage eine Stellungnahme der Stadt.

Abschaffung des Stechuhrsystems und ggf. Demontage und Verkauf der 

vorhandenen Anlage. Dadurch Einsparung an EDV-Technik und Verbrauchsmaterial. 

Begründung: Die Arbeitsgruppen sind kleinteilig. Dadurch lassen sich An- und 

Abwesenheiten leicht durch die jeweiligen Führungskräfte kontrollieren. 

Gegenseitiges Vertrauen wird gestärkt.

Dem Antrag sollte nicht gefolgt werden. Zum einen wird eingeschätzt, dass Demontage und 

Verkauf der vorhandenen Anlage die wirtschaftliche Situation der Stadt Köthen (Anhalt) nicht 

wirklich verbessern. Die Anlage hat einen Rest-Wert von 1 Euro. Demontage und Verkauf 

verursachen einen Montage- und Verwaltungsaufwand, der in keinem Verhältnis zum zu 

erwartenden geringen Erlös stehen würde. Laufende Software- und Hardwarekosten gibt es 

zudem nicht. Die Anschaffungskosten entstanden bereits vor vielen Jahren, ein 

Wartungsvertrag wurde nicht abgeschlossen. Zum anderen dient die automatische 

Zeiterfassung einem effizienten Arbeitsablauf. Der manuelle Aufwand sowohl bei den 

einzelnen Mitarbeitern (manuelles führen von Arbeitszeitnachweisen, berechnen der SOLL- 

und IST-Zeit, des Stundenstandes etc.) als auch bei den Vorgesetzten, denen der 

Kontrollaufwand damit übertragen werden würde, ist durch die automatische Zeiterfassung 

minimiert worden und hat u.a. in der Vergangenheit dazu geführt, dass eine Stelle in der 

Personalabteilung eingespart werden konnte. Auf die Ermittlung der betriebswirtschaftlichen 

Kosten für den manuellen Aufwand wird an dieser Stelle verzichtet.

Überprüfung aller rechtlichen kommunalen Regelungen, ob statt einer Genehmigung 

eine Anmeldung ausreicht, wenn dabei ein Lastschriftmandat für die Gebühr 

beigelegt ist.

Wenn bei den dafür möglichen Verwaltungsakten z.B. innerhalb von 2 Wochen von 

der Verwaltung keine anderslautende Entscheidung dem Antragsteller zugeht, ist 

damit das Einvernehmen mit der Stadt hergestellt. Der Bearbeitungsaufwand für die 

Verwaltung wird in diesen Fällen um mehr als die Hälfte gesenkt.



Stellungnahme der Verwaltung:

Der Vorschlag der Fraktion stellt der Sache nach die Einführung sogenannter 

Genehmigungsfiktionen dar. Genehmigungsfiktionen werden in Deutschland seit Anfang der 

1990er Jahre diskutiert und haben bereits Eingang in das geltend Bundes- und Landesrecht 

gefunden. Auch das Europarecht spielt hier eine wichtige Rolle. Für das deutsche Recht ist 

insbesondere der § 42a des Verwaltungsverfahrensgesetzes (VwVfG) zu nennen. Danach 

gilt eine beantragte Genehmigung nach Ablauf einer für die Entscheidung festgelegten Frist 

als erteilt (Genehmigungsfiktion), wenn dies durch Rechtsvorschrift angeordnet und der 

Antrag hinreichend bestimmt ist (§ 42a Abs. 1 Satz 1 VwVfG). Die Regelfrist beträgt hierfür 

drei Monate, soweit nichts anderes bestimmt ist (§ 42a Abs. 2 Satz 1 VwVfG). Sie kann 

einmalig angemessen verlängert werden (§ 42a Abs. 2 Satz 3 VwVfG).

Ein typisches Beispiel für eine Genehmigungsfiktion im Landesrecht ist § 68 Abs. 5 Satz 1 

der Bauordnung des Landes Sachsen-Anhalt (BauO LSA). Danach gilt im vereinfachten 

Verfahren nach § 62 BauO LSA die Genehmigung als erteilt, wenn die Bauaufsichtsbehörde 

nicht innerhalb von drei Monaten über den Bauantrag entschieden hat.

Die Genehmigungsfiktion führt jedoch nicht zur Senkung des Bearbeitungsaufwandes für die 

Verwaltung. Das ist auch nicht ihr Zweck:

Der Sinn der Genehmigungsfiktion ist nämlich nicht die Verminderung des 

Prüfungsaufwandes. Auch im Falle einer Genehmigungsfiktion ist die Verwaltung in der 

Pflicht, jeden Antrag vollständig zu prüfen und dabei ihr ggf. bestehendes Ermessen 

ordnungsgemäß auszuüben. Genehmigungsfiktionen dienen nicht dazu, Anträge ungeprüft 

„durchzuwinken“. Dies gilt schon deshalb, weil von fiktiven Genehmigungen dieselbe 

Wirkung ausgeht, wie von ausdrücklich erteilten Genehmigungen. Insbesondere ist die 

Amtshaftung in diesen Fällen keineswegs ausgeschlossen. Eine Verringerung des 

Arbeitsaufwandes tritt deshalb nicht ein.

Genauso wenig befugt die Genehmigungsfiktion die Verwaltung dazu, auf die Erteilung von 

Genehmigungsbescheiden grundsätzlich zu verzichten, um sich den Schreibaufwand zu 

ersparen. Mit der Genehmigungsfiktion wird ein Antrag so genehmigt, wie er gestellt worden 

ist. Diese Fälle verursachen aber von vornherein wenig Begründungs- und damit 

Schreibaufwand. Insoweit sorgt bereits § 39 Abs. 2 Nr. 1 VwVfG für Erleichterung in der 



Bearbeitung. Denn soweit die Behörde einem Antrag entspricht oder einer Erklärung folgt 

und der Verwaltungsakt nicht in Rechte eines anderen eingreift bedarf es keiner 

Begründung. Den mit Abstand größten Schreib- und damit Zeitaufwand verursachen aber 

die Verwaltungsakte, die nur mit Nebenbestimmung (§ 36 VwVfG) ergehen können, die 

einem Antrag nur teilweise stattgeben bzw. ihn modifizieren oder einen Antrag vollständig 

ablehnen müssen. In diesen Fällen darf die Genehmigungsfiktion von vornherein nicht 

eintreten, weil andernfalls eine rechtswidrige Genehmigung entstehen könnte. Diese müsste 

dann nach den §§ 48, 49 VwVfG aufgehoben werden. Dadurch würde sogar zusätzlich 

erheblicher Verwaltungsaufwand und das Risiko von Entschädigungszahlungen an den 

Empfänger der fiktiven Genehmigung entstehen.

Der Zweck der Genehmigungsfiktion ist die Beschleunigung des Verfahrens. Denn mit 

der zunehmend ökonomisch geprägten Sicht auf die Verwaltung rückte der Zeitfaktor in den 

Mittelpunkt des Interesses (vgl. H. Biermann, Verfahrens- und Entscheidungsfristen – 

Sinnvolle Instrumente zur Beschleunigung von Verwaltungsverfahren oder „Irrweg der 

Fiktion“?, NordÖR 2009, 377, 378). Genehmigungsfiktionen können insbesondere dazu 

geeignet sein, den Zeitpunkt der Entscheidung – und sei es eine fingierte – für den 

Antragsteller berechenbarer zu machen (vgl. a. a. O., S. 382 f.). Dies gilt vor allem für 

komplexere Antragsverfahren (bspw. Baugenehmigung). Andererseits besteht für den 

Antragsteller die Gefahr, dass die Behörden unter Zeitdruck die „Flucht in die Ablehnung“ 

antreten und im Zweifel vorsorglich Ablehnungsbescheide erlassen werden. Damit würde 

das Genehmigungsverfahren in das Widerspruchsverfahren verlagert. Zudem kann sich der 

Antragsteller bei einer fiktiven Genehmigung nicht sicher sein, ob die Behörde seinen Antrag 

wirklich überprüft hat oder nur zu einer fristgerechten Prüfung nicht in der Lage war. Das 

hierdurch gesteigerte Risiko einer nachträglichen Aufhebung eröffnet ein weites Feld für 

spätere Konflikte zwischen Behörde und Antragsteller (vgl. a. a. O., S. 383).

Zusammenfassend ist festzustellen, dass durch die Einführung von 

Genehmigungsfiktionen in den auf kommunaler Ebene regelbaren Antragsverfahren keine 

Senkung des Bearbeitungsaufwandes für die Verwaltung eintreten wird. Denn der 

Zweck der Genehmigungsfiktion ist nicht die Entlastung der Verwaltung sondern die 

Beschleunigung des Verfahrens. Für die Verwaltung käme zur Arbeitsbelastung noch 

Zeitnot hinzu.

Reduzierung der Personalausgaben durch Erhöhung der Freizeit der Beschäftigten. 



Von 308 Beschäftigten sind nach den vorliegenden Unterlagen 79 Stellen in 

Umfang/Entlohnung nicht veränderbar (ATZ, Öffnungszeiten, Handwerker, Erzieher 

usw.) bei den anderen 229 Stellen ist eine Reduzierung der Arbeitszeit möglich. 

…..Wenn jeder der 229 möglichen AN freitags eine Stunde eher Dienstschluss hat und 

dadurch eine Stunde mehr Freizeit je Woche, resultieren daraus ca. 2,50% weniger 

Personalkosten.

Voranzustellen ist, dass die Kommunen nach § 75 KVG LSA verpflichtet sind, die zur 

Erfüllung ihrer Aufgaben erforderlichen Beschäftigten einzustellen. Die Aufgabenerfüllung 

hat oberste Priorität und ist nur mit dem notwendigen Personal zu leisten. 

Personalreduzierungen sind in verschiedenen Bereichen möglich, wurden in der 

Vergangenheit und werden auch in Zukunft dann auch umgesetzt, wenn es möglich war und 

ist. 

Zur Leistung der Personalaufwendungen ist die Stadt Köthen (Anhalt) zudem sowohl 

arbeitsvertraglich als auch gesetzlich verpflichtet. 

Bsp.: Ein Beschäftigter hat einen Arbeitsvertrag über eine regelmäßige wöchentliche 

Arbeitszeit von 40 Stunden. In diesem Fall hat er einen Anspruch auf Entgelt für 40 

Wochenstunden. Gleichzeitig ist er verpflichtet, durchschnittlich wöchentlich 40 Stunden zu 

arbeiten. Wie er die Zeit auf einzelne Tage oder Wochen verteilt, ist dabei unerheblich. Eine 

Stunde eher Dienstschluss heißt damit, dass der Beschäftigte, der zur Arbeitsleistung aus 

seine Arbeitsvertrag verpflichtet ist, diese zu einem anderen Zeitpunkt ableisten muss, da er 

Anspruch auf das entsprechende Entgelt hat. 

Einseitige Änderungen des Arbeitsvertrages in Form von Änderungskündigungen dürfen 

nach dem Kündigungsschutzgesetz nur aus personen-, verhaltens- oder betriebsbedingten 

Gründen erfolgen. Die einseitige pauschale Reduzierung der Arbeitszeit entsprechend dem 

HH-Antrag ist daher rechtlich nicht möglich.

Selbstverständlich lässt das Arbeitsrecht auch Veränderungen zu. Diese sind jedoch zum 

einen nicht ohne weiteres einseitig umsetzbar und zum anderen bedarf es eines rechtlich 

zulässigen Grundes, der einer gerichtlichen Überprüfung standhalten muss. 

Tatsächlich gibt es jedoch stets die Möglichkeit, eine Stundenreduzierung im gegenseitigen 

Einvernehmen zu vereinbaren. In dem Fall wird die im Arbeitsvertrag vereinbarte Arbeitszeit 

befristet oder unbefristet per Änderungsvertrag reduziert. 

Folglich verringert sich der Entgelt- oder Besoldungsanspruch entsprechend, was zu 

Einsparungen in den Personalaufwendungen führt. Diese Möglichkeit wird von einigen 

Mitarbeitern auch bereits seit einiger Zeit in Anspruch genommen. Die entsprechenden 

Einsparungen sind seit geraumer Zeit Bestandteil der jeweiligen 



Haushaltskonsolidierungskonzepte und verbessern damit tatsächlich das Jahresergebnis 

und somit die Haushaltssituation. 

Diese sind jedoch immer quantitativen und qualitativen Leistungsverlusten verbunden. 

Tatsächlich nicht veränderbar sind überdies weit mehr als die im Antrag  aufgezählten 

Stellen. Allein im Erzieherbereich mit dem gesetzlich einzuhaltenden 

Mindestpersonalschlüssel sind 97 VbE-Stellen (inklusive ATZ-Stellen) vorhanden. 
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Sicht der Verwaltung


zur Haushaltsanfrage 2016 der Fraktion Freie Wähler im Stadtrat
Köthen
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I. Einleitung


Unter der Überschrift „Wirtschaftlichkeitsüberprüfungen“ machte die Fraktion der Freien


Wähler im Rahmen der Diskussion zum Haushaltsentwurf 2016 den Vorschlag, in


Zusammenarbeit mit einem externen Dienstleister, der Verwaltung und Mitglieder eines


Arbeitskreises, bestehend aus Stadträten, die Wirtschaftlichkeit des Baubetriebshofes, des


Hausmeisterpools und des Friedhof- und Grünflächenbereiches zu untersuchen und


Maßnahmen einzuleiten, die das Betriebsergebnis dieser Bereiche verbessern helfen.


Vorweggenommenes Ziel dieser Untersuchungen sollte die Gründung einer 100%


Tochtergesellschaft der Stadt, eine städtische Dienstleistungsgesellschaft, sein.


Im Amtsblatt der Stadt Köthen (Anhalt) Nr. 2 vom Freitag, den 26. Februar 2016, hat die


Fraktion Freie Wähler über dieses Vorhaben nähere Ausführungen und Überlegungen


gemacht. Es wurde die Gründung einer Tochtergesellschaft zum Bsp. mit dem Namen


Service GmbH vorgeschlagen. Diese soll dann den handwerklichen Personalbereich, die


Gebäude, Liegenschaften, den Fuhrpark und deren Ausrüstung übernehmen, mit dem


Ergebnis im Haushalt der Stadt Köthen (Anhalt) 1.800.000 € einsparen zu können. Die


GmbH soll dann durch eine eigene, von der Verwaltung unabhängige Geschäftsleitung


geführt werden. Der politische Einfluss soll über einen Aufsichtsrat gesichert werden.


Im Folgenden wird versucht, detailliert auf die einzelnen Vorschläge der Fraktion Freie


Wähler einzugehen, die rechtliche, wirtschaftliche und organisatorische Seite dieser
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Vorschläge zu betrachten und die bisherige Gesamtsituation des handwerklichen


Personalbereiches in seiner Entwicklung darzustellen.


II. Rechtliche Voraussetzungen zur Gründung einer privaten Tochtergesellschaft


Das Kommunalverfassungsgesetz des Landes Sachsen-Anhalt (KVG LSA) legt fest, wann


sich die Stadt Köthen in Angelegenheiten der örtlichen Gemeinschaft auch außerhalb ihrer


öffentlichen Verwaltung in den Rechtsformen des Eigenbetriebs, der Anstalt des öffentlichen


Rechts oder einer Rechtsform des Privatrechts wirtschaftlich betätigen kann.


Voraussetzungen sind:


1. Nach § 128 (1) KVG LSA muss ein öffentlicher Zweck die Betätigung rechtfertigen,


• Alle Tätigkeiten oder Tätigkeitsbereiche, mit denen die Kommune an dem vom


Wettbewerb beherrschten Wirtschaftsleben teilnimmt, um ausschließlich


Gewinn zu erzielen, entsprechen keinem öffentlichen Zweck.


• Betätigungen in den Bereichen Strom-, Gas- und Wärmeversorgung, der


Wasserversorgung, Abfallentsorgung, Abwasserbeseitigung,


Wohnungswirtschaft und des öffentlichen Verkehrs, so legt § 128 (3) Satz 1


KVG LSA fest, dienen einem öffentlichen Zweck und sind zulässig.


2. die wirtschaftliche Betätigung muss nach Art und Umfang in einem angemessenen


Verhältnis zur Leistungsfähigkeit der Stadt und zum voraussichtlichen Bedarf stehen


3. der Zweck darf nicht besser und wirtschaftlicher durch einen anderen erfüllt werden


können


4. Wirtschaftliche Betätigung in allen anderen Wirtschaftsbereichen außerhalb des


Gebietes der Kommune (über die territorialen Grenzen der Stadt Köthen hinaus) ist


nur in begründeten Ausnahmefällen zulässig (§ 128 (4) KVG LSA):


- wenn ein öffentlicher Zweck die Betätigung rechtfertigt


- die Betätigung nach Art und Umfang in einem angemessenen Verhältnis zur


Leistungsfähigkeit der Stadt steht


- die berechtigten Interessen der betroffenen Kommunen gewahrt sind
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- bei Aufgaben, die im Wettbewerb wahrgenommen werden, ist der


wettbewerbsrechtliche Ordnungsrahmen zu beachten


- die betroffene Gemeinde ist so rechtzeitig vor der Aufnahme der


wirtschaftlichen Tätigkeit in ihrem Gemeindegebiet zu informieren, dass sie


ihre berechtigten Interessen geltend machen kann.


5. Nach § 129 KVG LSA darf die Stadt nur ein Unternehmen in einer Rechtsform des


Privatrechts unterhalten, errichten übernehmen, wesentlich erweitern oder sich daran


beteiligen, wenn die Voraussetzungen des § 128 KVG LSA (hier die Punkte 1.-3.)


und die folgenden Voraussetzungen vorliegen:


- der öffentliche Zweck nicht ebenso durch einen Zweckverband, einen


Eigenbetrieb oder eine Anstalt des öffentlichen Rechts erfüllt wird oder erfüllt


werden kann


- durch die Ausgestaltung des Gesellschaftsvertrages oder der Satzung


sichergestellt ist, dass der öffentliche Zweck des Unternehmens erfüllt wird,


- die Stadt einen angemessenen Einfluss, insbesondere im Aufsichtsrat oder in


einem entsprechenden Überwachungsorgan erhält und dieser durch


Gesellschaftsvertrag, Satzung oder in anderer Weise gesichert ist,


- die Haftung der Stadt begrenzt wird,


- die Einzahlungsverpflichtung im Verhältnis zur Leistungsfähigkeit steht,


- keine Verpflichtung zur Übernahme von Verlusten in unbestimmter oder


unangemessener Höhe.


Liegen diese Voraussetzungen für die Gründung einer Gesellschaft des Privatrechtes für die


in Rede stehende Aufgaben vor?


Zu 1.


Bei den Leistungen der zu betrachtenden gewerblichen Bereiche der Stadtverwaltung


handelt es sich nicht um Aufgaben der Daseinsvorsorge im Sinne von § 128 (3) Satz 1 KVG


LSA.


Worin besteht dann der öffentliche Zweck, der Voraussetzung für die privatwirtschaftliche


Betätigung der Stadt ist?


Bei dem „öffentlichen Zweck“ handelt es sich um einen unbestimmten Rechtsbegriff mit


Beurteilungsspielraum. Inwieweit eine wirtschaftliche Betätigung dem Kriterium des
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Gemeinwohls unterfällt, ist hauptsächlich der Anschauung und Entschließung ihrer


maßgeblichen Organe überlassen und hängt von den örtlichen Verhältnissen, finanziellen


Möglichkeiten, Bedürfnisse der Einwohnerschaft und anderen Faktoren ab. Der Begriff des


öffentlichen Zwecks unterliegt aufgrund der wirtschaftlichen, technischen, politischen und


sozialen Entwicklung einer ständigen Entwicklung und Veränderung. Die Kommune ist in der


Pflicht, den öffentlichen Zweck, der das wirtschaftliche Tätigwerden rechtfertigen soll, zu


präzisieren.


Die Aufgaben der öffentlichen Grünflächenpflege, die Grünflächenpflege in Einrichtungen der


Stadt, wie Schulen und Kindertagesstätten, Friedhöfe betreiben, städtische Straßen, Wege


und Plätze reinigen, Winterdienst, Hausmeisterdienstleistungen für alle Einrichtungen, wie


Kindertagesstätten, Schulen, Verwaltungsgebäude der Stadt, Springbrunnen unterhalten,


Verkehrsleitreinrichtungen betreuen usw. usw. dienen dem Gemeinwohl, da sie der


Ordnung, Sauberkeit und Sicherheit dienen, das öffentliche Eigentum der Stadt unterhalten


und den Wert dieses Eigentums erhalten und das im Interesse der Einwohner der Stadt liegt.


Damit erfüllen die Aufgaben sicherlich das Kriterium des öffentlich rechtfertigenden Zweckes.


Zu 2.


Ob Art und Umfang dieser Aufgabenerfüllung im Verhältnis zu Leistungsfähigkeit der Stadt


Köthen stehen, ist fraglich.


Durch den Leistungsfähigkeitsbezug sollen die Kommunen vor Aktivitäten geschützt werden,


die ihre Verwaltungs- und/ oder Finanzkraft überfordern bzw. die erzielbaren Vorteile sollen


überwiegen. Die Kommune ist angehalten, die geplante Initiative gezielt unter folgenden


Gesichtspunkten zu überprüfen:


a. Haushaltslage (ausgeglichen bzw. beschlossenen Konsolidierung)


b. Bereits bestehende kommunale Unternehmensformen mit entsprechend hoher


Bindung kommunaler Vermögenswerte


c. Finanzielle Verpflichtungen bzw. Einnahmen der Kommune durch die


bestehenden Unternehmen


d. Grundsätzliche finanzielle Risiken bei der neuen wirtschaftlichen Betätigung


aufgrund der Wahl der Unternehmensform und des betreffenden Sachgebiets,


klassischer Zuschussbetrieb oder gebührenfinanzierte bzw. ertragreiche


Einrichtung mit positiven Ergebnissen
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A.  


Die Haushaltslage der Stadt ist seit Jahren defizitär. Insofern ist alles zu vermeiden, was die


Haushaltslage noch weiter verschlechtert. Da die Verwaltung höheren Aufwand und


Auszahlungen als bisher für die Erfüllung dieser Aufgaben sieht, ist diese Voraussetzung für


die Gründung einer privaten Gesellschaft nicht gegeben.


Höher Kosten entstehen durch:


- 25.000 € Stammkapital für die Gründung der Gesellschaft, Notar und


Verwaltungskosten für die Gründung sind aufzubringen,


- Die GmbH stellt als juristische Person des Privatrechts ein selbstständiges


Rechtssubjekt dar und wird demnach – unabhängig von


Beteiligungsverhältnissen etc. – eigenständig besteuert. So besteht kraft


Rechtsform eine unbeschränkte Körperschaftssteuerpflicht, sowie eine


Gewerbesteuerpflicht, darüber hinaus unterliegt eine GmbH als selbständige


Unternehmerin der Umsatzsteuer, alles die Leistung verteuernder Aufwand


- Die Folge für die Stadt ist, für den Bezug der bisher selbsterbrachten


steuerfreien Leistungen von der Gesellschaft ist zumindest eine 19%


Kostensteigerung verbunden, weil die Privatgesellschaft Mehrwertsteuer von


der Stadt für diese Leistungen erheben muss


- Da die Voraussetzungen eines Betriebsüberganges der Beschäftigten nach §


613 a BGB zur Gesellschaft vorliegen, deswegen nur durch die


Gesellschaftsgründung Personalkosteneinsparungen nicht zu verzeichnen


sein werden, kann so auch der Kostenzuwachs durch die Mehrwertsteuer in


Höhe von 19% nicht durch Personalkostenreduzierungen ausgleichen


werden, die Leistungen werden also teurer


Bei einem Übergang der Mitarbeiter, der Gebäude, Liegenschaften, Fuhrpark,


Ausrüstungsgegenstände usw. handelt es sich um einen Betriebsübergang


gemäß § 613 a Bürgerliches Gesetzbuch (BGB) und der


Betriebsübergangsrichtlinie 2002/23/EG. Die Vorschrift des § 613a BGB und


die EU-Betriebsübergangsrichtlinie 2001/23/EG setzen einen


Betriebsübergang durch Rechtsgeschäft voraus. Ein Betriebsübergang oder


Betriebsteilübergang im Sinne des § 613a BGB der EU-


Betriebsübergangsrichtlinie 2001/23/EG liegt nach der Rechtsprechung des


Europäischen Gerichtshofs (EuGH) und des Bundesarbeitsgerichts (BAG) vor,


wenn ein neuer Rechtsträger eine bestehende wirtschaftliche Einheit unter
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Wahrung der Identität fortführt. Maßgebliche Kriterien für einen


Betriebsübergang sind die Art des Betriebs, die Übernahme von


Betriebsmitteln, Knowhow und Personal und die Fortführung der bisherigen


betrieblichen Tätigkeit ohne wesentliche Unterbrechung der Tätigkeit. Ein


Betriebsübergang im Sinne dieser Vorschriften hat folgende dem Schutz der


betroffenen Beschäftigten dienende Rechtsfolgen:


Die neuen Arbeitgeberinnen und Arbeitgeber treten in die zum Zeitpunkt des


Übergangs bestehende Arbeitsverhältnisse ein (§ 613a Abs. 1 S. 1 BGB).


Soweit in den Arbeitsverträgen Bezug auf Tarifverträge genommen ist, was in


jedem Arbeitsvertrag der Stadt der Fall ist, bleiben diese Bestandteil des


Arbeitsverhältnisses (§ 613a Abs. 1 S. 1 BGB).


Waren die bisherigen Arbeitgeberinnen und Arbeitgeber wie auch die


Beschäftigten tarifgebunden, werden die bisherigen tariflichen Regelungen mit


dem Übergang Bestandteil der Arbeitsverhältnisse mit den neuen


Arbeitgeberinnen und Arbeitgeber und dürfen nicht vor Ablauf eines Jahres


geändert werden (§ 613 Abs. 1 S. 2 bis 4 BGB).


Die bisherigen Arbeitgeberinnen und Arbeitgeber haften neben den neuen


Arbeitgeberinnen und Arbeitgebern gesamtschuldnerisch für Verpflichtungen,


die vor dem Übergang entstanden sind, z.B. Gehaltsrückstände (§ 613a Abs.


2 BGB)


Kündigungen der bisherigen Arbeitgeberinnen und Arbeitgeber wie auch der


neuen Arbeitgeberinnen und Arbeitgeber wegen des Übergangs sind


unwirksam (§ 613a Abs. 4 S. 1 BGB).


Vom Übergang betroffene Beschäftigte können dem Übergang des


Arbeitsverhältnisses widersprechen mit der Folge, dass das Arbeitsverhältnis


mit der bisherigen Arbeitgeberin oder dem bisherigen Arbeitgeber fortbesteht


(§ 613a Abs. 6 S. 1 BGB).


- Vergaben an Eigengesellschaften sind grundsätzlich auszuschreiben. Es gibt


zwar mehrere Ausschlusskriterien, aber sind Ausschreibungen Pflicht,


bedeutet dies für die Stadtverwaltung und für die Gesellschaft einen höheren


Arbeits- und Kostenaufwand.
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- Mit der Übergabe der Gebäude, Liegenschaften, der Fahrzeuge, der


Geschäftsausstattung etc. an eine städtische GmbH verringert sich das


Anlagevermögen und das Eigenkapital der Stadtverwaltung


- Zusätzliche Kosten für Wirtschaftsprüfer entstehen


- Zusätzliche Kosten für die Aufsichtsgremien


- Höher Kosten für die Geschäftsführung gegenüber dem jetzigen Leiter des


Baubetriebshofes als Regiebetrieb, wegen der höheren Eigenverantwortung,


evtl. auch Qualifikation usw.


- Höher Personalkosten entstehen, als bisher zur Erfüllung der Aufgaben


notwendig waren, weil bisherige Querschnittsaufgaben der Kernverwaltung


auch in der Gesellschaft abgesichert werden müssen. Bei einem Übergang


der Mitarbeiter, der Gebäude und Liegenschaften, des Fuhrparkes und


Ausrüstung in eine andere Rechtsform fallen auch alle Querschnittsaufgaben


an, die bisher in der Stadtverwaltung mit wahrgenommen werden. Solche


Aufgaben, wie Personalsachbearbeitung, Personalrat,


Liegenschaftsverwaltung, Gebäudemanagement, Organisationsaufgaben,


Datenschutz, Arbeitsschutz, Rechtsbeistand, Prüfungsaufwand, Buchführung,


Kassengeschäfte und Kostenrechnung, Geschäftsführung,


Verwaltungsaufwand, Ausschreibungswesen, Vergaberecht, Bauunterhaltung,


Wirtschaftsplanung, Steuerfragen, Vollstreckung, Aufsichtsgremienbetreuung


sind dann in der Gesellschaft abzusichern oder einzukaufen. Folglich entsteht


ein höherer Personalbedarf. Die höheren Gemeinkosten sind bei der


Preisbildung der Leistungen zu berücksichtigen, die dann dem Auftraggeber,


also der Stadt, in Rechnung gestellt werden müssen, was die Leistungskosten


ebenfalls erhöht. In der Kernverwaltung, auf Grund des geringen anteiligen


Umfanges dieser Querschnittsaufgaben für den gewerblichen Bereich, kann


dieser Mehraufwand nicht sinnvoll im gleichen Umfang abgebaut werden.


- Mit der Ausgliederung der gewerblichen Bereiche entfallen für den Haushalt


der Stadt die Erträge für die Gebührenbereiche Friedhof und Straßenreinigung


Alle diese aufgeführten Argumente sorgen für eine Verschlechterung der Haushaltslage der


Stadt, gegenüber dem Status Quo. Deshalb steht diese Art der Aufgabenerfüllung nicht im


Verhältnis zur Leistungsfähigkeit der Stadt, wegen der bereits jetzt zu verzeichnenden


defizitären Haushaltslage.
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B.


Da es aus Sicht der Verwaltung auf die wirtschaftliche Seite ankommt, ob die Gründung


einer Privatgesellschaft für diese Aufgaben aus rechtlicher Sicht möglich ist, sollen noch


einige Punkte vertieft werden.


Von der Fraktion Freie Wähler wurde ein Einsparpotenzial für den Haushalt der Stadt von


1.800.000 € unterstellt, was im Gegensatz zu den oben dargestellten Mehraufwendungen,


die die Verwaltung sieht, steht. Diese soll dadurch erreicht werden, dass folgende Kosten


aus dem Haushalt der Stadt wegfallen:


• die direkten Personalkosten


• die Kosten für die genutzten Gebäude


• die Kosten für die Fahrzeuge und Maschinen


• Kosten für Gebrauchsmittel und Nebenkosten, wie Strom, Gas, Versicherungen etc.


Die im Haushalt dadurch freigewordenen Spielräume sichern aus Sicht der Fraktion Freie


Wähler die kommunale Kultur- und Sozialpolitik.


Zu klären ist die Frage, ob tatsächlich bei einer Aufgabenausgliederung der gewerblichen


Bereiche in eine Privatgesellschaft solch hohe finanzielle Spielräume entstehen oder werden


die Kosten evtl. nur von einem Aufwandskonto in ein anderes geschoben, ohne


Verbesserungen der Haushaltssituation der Stadt zu erreichen.


Dass die Verwaltung sogar steigende Kosten sieht, ist ausführlich dargestellt, soweit man


unterstellt, dass das Leistungsspektrum des bisherigen gewerblichen Bereiches gleich bleibt


und notwendig ist, was aus Sicht der Verwaltung niemand bezweifelt. Im Gegenteil, die


Wünsche, dass mehr gemacht werden sollte, überwiegen in der Regel.


Die Gründungen der KKM und der Bachgesellschaft, früher auch noch die Homöopathie- und


Wissenschaftsservice GmbH, die Aufgaben des Gemeinwohls erfüllen und der Erfüllung


eines öffentlichen Zweckes dienen, zeigen, dass, soweit in kommunalen Gesellschaften


Aufgaben erfüllt werden, für die es keine privaten Wettbewerber gibt, die eine politische


Zielsetzung verfolgen, die tarifgebundene Beschäftigte haben, die Aufgaben erfüllen, die


nicht kostendeckend sind, wo kaum zusätzlichen Erträge erwirtschaftet werden können, nur


weil die Aufgabe privatgesellschaftlich erledigt wird, werden in der Regel komplett über


Transferaufwendungen aus dem Haushalt der Stadt Köthen gesichert.
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Wirtschaftliche Gründe, jedenfalls für den städtischen Haushalt der Stadt, waren es nicht,


diese Gesellschaften zu gründen. Die positiven wirtschaftlichen Effekte sollten in der


städtischen Gastronomie, dem Beherbergungsgewerbe, im Einzelhandel usw. entstehen.


Würden diese Aufgaben in Amtsbereiche oder Eigenbetrieben erledigt werden, würden sie


wohl ungefähr das gleiche kosten. Hier spielten andere Aspekte eine Rolle, die Aufgaben


auszugliedern, wie zum Beispiel das fachlich unabhängigere Agieren solch spezieller


Fachkräfte, die für die Vorbereitung und Durchführung der Bachfesttage das notwenige


Knowhow und die Vernetzungen haben u. ä. Des Weiteren kann man unterstellen, auch


wenn die Einflussnahme über die Aufsichtsräte gesichert wird, dass ein unabhängigeres


Agieren vom Stadtrat bei dieser Aufgabenerfüllung wegen evtl. kürzerer Beratungswege


gewollt war. Dass die Finanzierung der Gesellschaften, die freiwillige Aufgaben erfüllen, die


wirtschaftlichen Möglichkeiten der Stadt sehr stark beanspruchen, stellt sicherlich niemand in


Zweifel.


In Gesellschaften der Stadt, wie der Wohnungsgesellschaft Köthen, werden Aufgaben


erledigt, die nach § 128 (3) Satz 1 KVG LSA legal definiert eine öffentliche Zweck erfüllen,


die aber auch im Wettbewerb mit anderen Anbietern auf dem Wohnungsmarkt stehen, wo


ausreichend Erträge für die Aufgabenerfüllung erwirtschaftet werden können, ohne


Transferbezuschussungen über den Haushalt der Stadt Köthen.


Welchen Charakter haben nun die Aufgaben des noch bestehenden gewerblichen Bereiches


der Stadtverwaltung, wären sie eher aus dem Haushalt der Stadt Köthen zu bezuschussen


oder würden die erwirtschaften Erträge den Aufwand für die Aufgabenerfüllung in der


Gesellschaft decken.


• Grünflächenpflege (öffentliche Grünflächen und Grünflächen in Einrichtungen der


Stadt), Baumkontrollen


Im Grünflächenbereich gibt es genügend privatrechtliche Wettbewerber, die die Aufgaben


absichern können. Viele Aufgaben der Stadt werden derzeit über Vergaben an private Dritte


in diesem Bereich abgesichert. Soweit eine gegründete städtische private Gesellschaft, die


die Beschäftigten mit dem Tarifniveau des öffentlichen Dienstes übernehmen muss, sich in


Konkurrenz mit diesen Firmen an den Ausschreibungen der Stadt beteiligen soll, wird sie


nicht, weil sie ineffizienter arbeitet, nicht weil sie höhere Kosten für Fahrzeuge,


Versicherungen, Kraftstoffe usw. hätte, sondern nur wegen der übernommen Tarifbindung


keine Ausschreibung gewinnen, mit der Folge, dass dieses Personal abgebaut werden


müsste. Unter anderem deshalb hat, wie weiter unten dargelegt wird, der Stadtrat in seinen


bisherigen Beschlüssen einer überwiegend echten Privatisierung der Grünflächenpflege den


Vorrang eingeräumt, weil damit größer wirtschaftlicher Effekte für den Haushalt der Stadt zu
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erreichen waren, als über gesellschaftliche Konstruktionen. Die verbliebenen Beschäftigten


dienen neben der Grünflächenpflege anderen Aufgaben, wie Winterdienst, Absicherung des


Rufbereitschaftsdienstes und soweit erforderlich allen anderen zeitweiligen kommunalen


Aufgabe, die eine Konzentration des Personals erforderlich machen. Würde man mit einem


Kontraktionszwang, also einer Verpflichtung der Stadt Köthen bei der Gründung der


Gesellschaft arbeiten, die Leistungen für die Grünflächenpflege von der Eigengesellschaft


abnehmen zu müssen, damit die Arbeit für die Beschäftigten gesichert wäre, weil man sie


zum Beispiel für die anderen Aufgaben, wie Winterdienst noch benötigt, tritt der unterstellte


wirtschaftliche Effekt ebenfalls nicht ein.


Für die anderen Aufgaben des gewerblichen Bereiches gilt im Wesentlichen das gleiche.


• Straßenreinigung, Winterdienst


• Spielplatzpflege und Kontrolle, Winterdienst


• Friedhofsbewirtschaftung, Bestattungen, Winterdienst


• Aufgaben des Bautrupps, wie Verkehrsleiteinrichtungen betreuen, Springbrunnen


unterhalten, Transportaufgaben für viele Maßnahmen und Veranstaltungen, Vor- und


Nachbereitung von städtischen Veranstaltungen oder Unterstützung andere


Veranstaltungen (Studententage, Veranstaltungen der städtischen Gesellschaften),


Bühnen aufbauen, interne Leistungen für die Verwaltung, Tierpark, GmbH´s


erbringen, Gewässerunterhaltung, Winterdienst usw. usw.


• Hausmeisterleistungen für alle Verwaltungsgebäude und Einrichtungen der Stadt,


Winterdienst


Für viele dieser Leistungen kommt hinzu, dass der Verwaltungsaufwand sehr hoch wird,


wenn alle diese Leistungen in Leistungsverzeichnisse erfasst werden müssen, um sie


auszuschreiben, zumal bei einigen Aufgaben das kaum möglich erscheint. Aufgaben im


Bauhandwerksbereich, wie Unterhaltung der Beschilderung der Verkehrsanlagen,


Brunnenpflege und deren Instandsetzung, Transportaufgaben für viele Maßnahmen und


Veranstaltungen, Vor- und Nachbereitung von Stadtfesten, Veranstaltungen der städtischen


Gesellschaften, Studententage inkl. Aufbau der Bühnen, Gewässerunterhaltung, Umzüge


innerhalb der Verwaltung, Fahrertätigkeiten, auch für den Oberbürgermeister und


Stellvertreter können nicht konkret in einem Leistungsverzeichnis dargestellt werden. Diese


Aufgaben können mit eigenem Personal besser, flexibler, schneller und ohne zusätzlichen


Verwaltungsaufwand und Kostenerhöhung für die Stadt, die städtischen Gesellschaften, für


städtische Veranstaltungen, sowie zur schnellen Behebung von Havarien etc. erledigt
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werden. Ob die bereits kritisierte Aufgabenerfüllung der Hausmeister mit dem zusätzlichen


Aufwand der Ausschreibung, schriftlichen Auftragserteilung, dem folgenden


Rechnungswesen usw. dann nicht noch mehr in die Kritik gerät, ist auf jeden Fall nicht


ausgeschlossen.


C. 


Aus dem bisher dargelegten kann geschlussfolgert werden, dass die Leistungskraft der Stadt


in finanzieller Hinsicht überschritten ist. Folglich kann kein Unternehmen mehr gegründet


werden, das diese Situation noch verschlechtert. Die bisherigen Gesellschaften reizen mit


ihrem Zuschussbedarf die Leitungsfähigkeit des städtischen Haushaltes aus. Da bereits


dargelegt wurde, dass sich die Haushaltslage aus den oben genannten Gründen


verschlechtern kann, kann keine neue Gesellschaft mehr gegründet werden, die


Zuschussbedarf aus dem städtischen Haushalt hat.


D.


Die zur Debatte stehenden zu privatisierenden Aufgaben sind im Wesentlichen Aufgaben,


die bezuschusst werden müssen, wo es in der gegebenen Konstellation keine Einspareffekte


gibt. Die Friedhofsaufgaben und die Straßenreinigungsaufgaben sind Gebühren finanziert,


damit lediglich kostendeckend. Die öffentlichen Anteile dieser Bereiche, also das öffentlich


Grün in den Friedhöfen und die Reinigung der Straßen, Wege und Plätze an denen die Stadt


Anliegerin ist, sind Zuschussaufgaben. Alle anderen Aufgaben sind ebenfalls Aufgaben, die


über den Haushalt der Stadt in einer steigendenden Höhe durch Gesellschaftsgründung zur


jetzigen Aufgabenerledigung bezuschusst werden müssten. Die Verwaltung sieht auch keine


Aufgabenbereiche, die im Wettbewerb zusätzliche Erträge erwirtschaften könnten, um das


Betriebsergebnis zu verbessern. Gründe dafür sind die Anzahl des Personals, die die


städtischen Aufgaben zurzeit gerade so abdecken kann, zusätzliche Fremdleistungen


können also rein quantitativ nicht bewältigt werden, die Teilnahme an Ausschreibungen


innerhalb der Stadt wegen der Tarifbindung kaum erfolgversprechend wäre und über die


Stadtgrenzen hinaus die Rechtsgrundlage für Erwirtschaftung von zusätzlichen Erträgen für


diese Aufgaben fehlt (siehe zu 4.).


Zu 3.


Danach ist eine wirtschaftliche Betätigung der Kommune nicht zulässig, wenn ein anderer,


zum Beispiel ein Zweckverband, Eigenbetrieb oder eine Anstalt des öffentlichen Rechts den


öffentlichen Zweck besser oder genauso gut und wirtschaftlich erfüllen kann, siehe unten §


129 KVG LSA. Der Vorrang öffentlich-rechtlicher Organisationsformen soll die Erhaltung der







12


Steuerungs-, Einfluss- und Kontrollmöglichkeit der Kommune sicherstellen. Die


Unterrichtungs- und Auskunftspflichten von entsandten Mitgliedern in Aufsichtsräten privater


Gesellschaften sowie das Weisungsrecht des Stadtrates bestehen nur insoweit, als


gesetzlich nichts anderes bestimmt ist. Im Konflikt zwischen Kommunalrecht und


Gesellschaftsrecht geht das Gesellschaftsrecht vor. Grundsätzlich hat das


Gesellschaftsrecht mit seiner Pflicht zur Verschwiegenheit, mit der Weisungsgebundenheit


der Aufsichtsratsmitglieder und v.a. mit dem Vorrang der Unternehmensinteressen vor den


Interessen der entsendenden Kommune Vorrang vor dem Kommunalrecht. Weisungen des


Rates zur Herbeiführung bestimmter Beschlüsse im Aufsichtsrat selbst einer kommunalen


Eigengesellschaft sind schwierig. Ein geänderter Gesellschaftervertrag und/oder eine


geänderte Geschäftsordnung sind nicht öffentlich zu machen. Die kommunalpolitische


Kontrolle wird erschwert, statt verbessert. Die Öffentlichen Aufgaben werden durch die


Bildung einer GmbH der öffentlichen Haushaltskontrolle entzogen. Die Rechnungsprüfung


obliegt nicht dem Rechnungsprüfungsamt, sondern privaten Wirtschaftsprüfern, die dann wie


oben ausgeführt, zusätzlich Kosten verursachen.


Der Zweckverband, der Eigenbetrieb oder die Anstalt öffentlichen Rechts könnten aus Sicht


der Verwaltung die Aufgaben des gewerblichen Bereiches der Stadtverwaltung genauso gut


und wirtschaftlicher erfüllen, wie die GmbH. Die 25.000 € Stammkapital sind bei keiner


dieser Gesellschaftsformen bei der Gründung aufzubringen. In einem Eigenbetrieb sind die


erbrachten Leistungen nur zum Teil Mehrwertsteuerpflichtig. Leistungen die für die


hoheitlichen Bereiche erbracht werden sind steuerfrei und Leistungen die für die


unternehmerischen Bereiche erbracht werden sind steuerpflichtig. Der größte steuerliche


Vorteil ergibt sich bei der Bildung eines Betriebes der gewerblichen Art, da durch den


gemeinsamen Haushalt die Mehrwertsteuerpflicht durch den Vorsteuerabzug ausgeglichen


wird. Da deshalb diesen Gesellschaftsformen der Vorrang einzuräumen ist, kann keine


privatrechtliche Gesellschaft gegründet werden.


Da aber die jetzige Aufgabenerfüllung durch einen Regiebetrieb zurzeit noch wirtschaftlicher


ist, als die in Frage kommenden Gesellschaftsformen, da keine zusätzlichen Gremien zu


bilden, zu finanzieren und zu verwalten sind, die echte Privatisierung von sinnvoll in


Leistungsverzeichnisse zu beschreibende Aufgaben noch wirtschaftlicher ist, sollte an den


bisherigen Entscheidungen im Stadtrat festgehalten werden.


Für Veränderungen gegenüber dem Status Quo sieht die Verwaltung derzeit auch keine


Notwendigkeit.
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Zu 4.


Über die Grenzen des Gemeindegebietes hinaus diese Leistungen anzubieten, stößt wohl an


die Grenzen des rechtlich zulässigen, jedenfalls in der Rechtsform der Privatgesellschaft, im


Rahmen einer Zweckvereinbarung ist dies sicherlich möglich.


Stellen die in Rede stehenden Aufgaben für die Stadt Köthen und deren Einwohner, wie


oben argumentiert, einen öffentlichen Zweck dar, so ist die Erbringung dieser Leistungen in


Nachbargemeinden kein öffentlicher Zweck für die Stadt Köthen. Da tatsächlich argumentiert


wurde, dass die Erbringung dieser Leistungen in anderen Kommunen ausschließlich der


Verbesserung der Ertragslage der GmbH dienen soll, muss der öffentliche Zweck verneint


werden. Da zusätzliche Aufgaben in anderen Kommunen auch zusätzlicher Aufwand


bedeuten würden, zusätzlicher Aufwand in defizitären Strukturen vermieden werde muss,


soweit er nicht kosteneckend erbracht werden kann, steht die Betätigung auch nicht in einem


angemessenen Verhältnis zur Leistungsfähigkeit der Stadt. Ob die Erfüllung solcher


Aufgaben, die Interessen der betroffen Kommunen wahrt, kann dahingestellt bleiben.


Alternativ zur kostendeckenden Kalkulationen, Leistungen für Dritte bezuschusst anzubieten,


um Aufträge zu erhalten, beachtet den wettbewerbsrechtlichen Ordnungsrahmen nicht und


ist unwirtschaftlich.


Zu 5.


Zum Vorrang der öffentlich–rechtlichen Organisationsformen ist ausreichend unter 3.


Argumentiert worden.


Die anderen Voraussetzungen aus § 129 KVG LSA, auf die es aber nicht mehr ankommt,


könnten aus Sicht der Verwaltung vor der Gründung geregelt werden. Das betrifft die


Ausgestaltung des Gesellschaftsvertrages oder der Satzung, die sicherzustellen hat, dass


der öffentliche Zweck des Unternehmens erfüllt wird, dass die Stadt sich einen


angemessenen Einfluss, insbesondere im Aufsichtsrat oder in einem entsprechenden


Überwachungsorganen sichert, die Haftung der Stadt begrenzt ist, die ihrer


Leistungsfähigkeit entspricht und vor allem nicht unbegrenzt ist, Einzahlungen in die


Gesellschaft im Verhältnis zur ihrer Leistungsfähigkeit stehen und keine Verpflichtung zur


Übernahme von Verlusten in unbestimmter oder unangemessener Höhe auferlegt werden


können.
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Fazit:


Insofern ist aus Sicht der Verwaltung zu schlussfolgern, dass die rechtlichen


Voraussetzungen zur Gründung einer privaten Gesellschaft nicht vorliegen. Es gibt keine


Gründe, die dafür sprechen, dass 1.800.000 € durch die Gründung einer privatrechtlichen


Gesellschaft mit diesen Aufgaben eingespart werden können. Zur Sicherstellung der


Leistungserbringung dieser Gesellschaft wären alle Kosten, die bisher für diesen Bereich


angefallen sind, über Transferaufwendungen als Zuschuss aus dem Haushalt der Stadt


Köthen an die Gesellschaft zu finanzieren und diese werden teurer. Zusätzliche Kosten


kommen wie oben beschreiben durch die Gründung hinzu. Die Vorrausetzungen zusätzliche


Erträge zu erwirtschaften, sind nicht vorhanden. Auf dem „internen Markt“ des Territoriums


der Stadt wird die Gesellschaft wegen des Tarifniveaus nicht konkurrenzfähig sein, für


zusätzliche Erträge in einem erweiterten Markt in andern Gemeinden fehlen die rechtlichen


Voraussetzungen. Weder kann der für die Stadt Köthen unterstellte öffentliche Zweck auch


für die angrenzenden Kommunen unterstellt werden, noch entspricht es der


Leistungsfähigkeit der Stadt und seines gewerblichen Bereiches, mehr Aufgaben als bisher


zu erfüllen, denn der Auslastungsgrad des gewerblichen Bereiches kann als sehr hoch


eingeschätzt werden. Zusätzliche Aufgaben würden also auch für zusätzlichen Aufwand


sorgen, der im defizitären Haushalt der Stadt nicht abgebildet werden kann.


III. Der handwerkliche Bereich der Stadtverwaltung in seiner Entwicklung


Zum handwerklichen Bereich in der Stadtverwaltung gehören der Baubetriebshof mit den


Bereichen Grünflächen/ Spielplätze, Straßenreinigung/ Winterdienst, Fuhrpark/ Werkstatt,


Bauhandwerker und die Friedhöfe die dem Umweltamt zugeordnet sind sowie der


Hausmeisterbereich, der dem Hoch- und Tiefbauamt unterstellt ist.


Das Gesamtvolumen der Aufwendungen der betroffenen Bereiche beträgt ohne den


Hausmeisterbereich 3.294.427 €, die Erträge sind in 2016 mit 622.100 € geplant. (Anlage 1)


Da es sich alles um personalintensive Dienstleistungen handelt, sind der größte Teil der


Aufwendungen Personalkosten. Diese sind für 2016 mit 1.664.927 € (mit


Hausmeisterbereich) geplant (Anlage 2). Das Personal dient überwiegend der Erfüllung von


Aufgaben im eigenen Wirkungskreis, es wird für pflichtige, wie für freiwillige Aufgaben
eingesetzt. (Anlage 3)
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Die Entwicklung, Wirtschaftlichkeit und stetige Umgestaltung und Anpassung des


Baubetriebshofes der Stadtverwaltung Köthen an die sich entwickelnden Bedingungen, vor


allem der Haushaltslage, ist seit vielen Jahren im Fokus des Stadtrates und der Verwaltung.


Der handwerkliche Bereich wurde in vielen Jahre mehreren Untersuchungen unterzogen und


daraus wurden Beschlüsse des Stadtrates abgeleitet und getroffen.


• Untersuchung des Friedhofbereiches durch eine Fremdfirma 1993.


Zusammenfassung der Fremdfirma:


- Der Friedhof bzw. die Friedhöfe der Stadt Köthen können u. E. nicht losgelöst


von artverwandten Bereichen wie Grünflächenamt oder Bauhof allgemein


gesehen werden.


Eine stärkere Anbindung an diese Bereiche, vor allem an den


Grünflächenbereich erscheint uns erforderlich, um den gesamten Aufbau und


Ablauf effektiver und auf Dauer kostengünstig zu gestalten.


- Somit sollte der Friedhofsbereich personell auf einen Grundbestand von


maximal 5 Arbeitskräften (incl. Leiter) zurückgefahren werden. Dieser


Personalbestand ist nach einer weitestgehenden Sanierung bzw. Renovierung


des Friedhofes erneut zu prüfen.


Alle größeren Aufgaben sind zukünftig in Absprache (Arbeitsplanung) von und


mit der Grünflächenabteilung bzw. dem Bauhof durchzuführen.


- Der Betrieb der Ortsteilfriedhöfe sollte überdacht und entsprechend


zurückgefahren werden. Die Durchführung von Erdbestattungen oder die


Nutzung der Trauerhallen könnte, soweit politisch durchsetzbar, eingestellt


werden.


- Die vorhandene und gute technische Ausstattung im Bereich des Friedhofes


sollte in jedem Falle beibehalten werden.


- Fremdvergaben sollten auf Basis der Ergebnisse der Kostenrechnung und


einer kritischen Würdigung der durchzuführenden Arbeiten geplant werden.


(Zu dieser Zeit bestand der Bereich aus 13 Mitarbeiter/ innen und heute sind es noch


6 Mitarbeiter/ innen, wobei 2 Verwaltungskräfte sind)


• Beschluss des Stadtrates, Konzept zur Entwicklung des Baubetriebshofes und


Privatisierung von Aufgaben dieses Bereiches, 2002
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Beschluss des Stadtrates im Zusammenhang mit dem


Haushaltskonsolidierungskonzept 2002, den Leistungsumfang des Baubetriebshofes


Schritt für Schritt zu reduzieren bzw. zu privatisieren.


Im Wesentlichen wurden folgende Beschlüsse gefasst:


1. Es wurden Kernaufgaben festgelegt, die noch mit eigenem Personal erledigt


werden sollten


2. Freiwerdende Stellen sind nicht mehr zu besetzen. (In der Folge Reduzierung des


Personalbestandes von 64,8 Stellen auf 41,84 als Zielvorgabe 2002, 2016 30


Stellen)


3. Die Aufgaben, die notwendigerweise abzusichern sind, werden durch


Umsetzungen erfüllt.


4. Diese Umsetzungen gehen zu Lasten der Bereiche, die vorrangig privatisiert


werden. Dazu gehören die Straßenunterhaltung, die Hochbauunterhaltung und


die Grünflächenpflege.


5. Die durch die Stadt dadurch selbst nicht mehr zu erledigenden Aufgaben, sind für


eine Privatvergabe vorzubereiten. (In der Folge wurden die Straßenunterhaltung


komplett privatisiert, die Grünflächenpflege zu einem großen Teil, die


Hochbauunterhaltung komplett)


• Teilkonzept zur Entwicklung des gewerblichen Bereiches der Stadtverwaltung


Köthen, Straßenreinigung, 2006


Mit diesem Teilkonzept wurde die Beschlusslage von 2002 aktualisiert, indem auch


die Straßenreinigung zum Teil privatisiert wurde, die 2002 noch als Kernaufgabe


definiert wurde. Zum einen wurden in der Folge des Beschlusses des Stadtrates die


noch durch die Stadt zu kehrenden Straßen, Wege und Plätze privat vergeben und


zum anderen wurden viele Straßen aus der Kehrpflicht entlassen und den Anliegern


die Straßenreinigungspflicht übertragen, so dass keine Straßenreinigungsgebühren


mehr zu zahlen waren und weiteres Personal im Baubetriebshof abgebaut werden


konnte. Des Weiteren konnte durch die Teilprivatisierung auf die anstehende


Beschaffung einer Großkehrmaschine verzichtet werden.


• Konzept Hausmeister 2009


Durch das Ausscheiden von insgesamt 5 Hausmeistern in den Jahren 2005- 2008


sowie durch Änderungen des Aufgabenbestandes in diesen Jahren durch Schließung
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von Einrichtungen wurde mit diesem Konzept dem Stadtrat eine


Entscheidungsvorschlag unterbreitet, die Leistungen im Hausmeisterbereich


effizienter zu erledigen, die Aufgaben mit weniger Hausmeistern, nämlich in der


Zielstruktur mit 4, durch eine andere Organisation und durch die Technisierung des


Bereiches wirtschaftlicher, kostengünstiger, mit weniger Personal zu erledigen.


• Beschluss des Stadtrates 2013


Nachbesetzungsentscheidung zu Personalabgängen zur Aufrechterhaltung der


Arbeits- und Leistungsfähigkeit des gewerblichen Bereiches der Stadtverwaltung


Köthen (Baubetriebshof) und Definition auf Grund des Aufgabenbestandes eines


Mindestpersonalschlüssels für die Absicherung des Winterdienstes in der Stadt


Köthen.


Auswirkungen der Beschlüsse im Stadtrat


Eine Privatisierung aller Leistungen des gewerblichen Bereiches in einer privaten


Tochtergesellschaft war im Stadtrat nicht Thema, auch die Verwaltung hat desbezüglich


keine Vorschläge unterbreitet, in welcher Rechtsform auch immer, da die Erfüllung von


Aufgaben der Stadt durch private Dritte, überwiegend die wirtschaftlichere Variante


darstellte, jedenfalls für die Aufgaben, die in einem Leistungsverzeichnis erfasst werden


konnten, kontinuierlich anfallen und erfüllt werden müssen. Das unterschiedliche Tarifniveau


öffentlicher Dienst und Privatwirtschaft für diese Aufgaben war der entscheidende Grund,


warum einer echten Privatisierung vieler Aufgaben der Vorrang eingeräumt wurde, die


Effekte für den Haushalt waren wesentlich höher, was die unten dargestellten Zahlen


verdeutlichen, gegenüber der Gründung einer Eigengesellschaft. Alle diesbezüglichen


Beschlüsse waren immer der Versuch, die für die Stadt wirtschaftlichste Variante zu finden,


unter dem Zwang einer sich ständig verschlechternden Haushaltssituation in den letzten


Jahren. Alle Beschlüsse waren deshalb eine Mischung aus Privatisierung, Teilprivatisierung


und Eigenerledigung der zu erfüllenden Aufgaben, der rechtlich vorgeschriebene Aufgaben


(Verkehrssicherungspflichten, Ordnung und Sauberkeit, Bestattungsaufgaben usw.), wie der


Aufgaben, die die Stadt zu einem lebenswerten Umfeld mit Wohlfühlcharakter machen. Unter


dem Blick einer sauberen, gepflegten Stadt, die ein schönes Wohnumfeld zum Leben und für


Gäste bietet, sollten auch eigene Kräfte zur Verfügung stehen, die eine eigenständige


flexible und auch schnellen Einflussnahme auf sich ergebende Schwerpunkte,


Veranstaltungen usw. ermöglichen. Für jede noch so kleine Aufgabe, diese umfassend zu
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beschreiben, Angebote einholen zu müssen und dann die Leistung im Zahlungsverkehr


begleichen zu müssen, ist für viele Aufgaben nur mit hohem zusätzlichem


Verwaltungsaufwand, auch für die Vertragserfüllungskontrolle und Verfolgung, und mit


geringere Flexibilität und Einflussnahme verbunden.


Die Beschlüsse im Stadtrat zum gewerblichen Bereich hatten zusammenfasend folgende


Auswirkungen:


1. Grünflächen Privatisierung, bis auf wichtige Innenstadtobjekte die das Antlitz der


Stadt prägen (Teilprivatisierung)


Das Vergabevolumen für die Grünflächenpflege hat sich in den Jahren seit des


Beschlusses kontinuierlich gesteigert. Waren es 2003 ca. 85.000 € sind es 2016


voraussichtlich 335.000 € vergebene Leistungen. Die Anzahl der Stellen hat sich im


Laufe der Jahre von 27,5 Stelle für den Grünflächenbereich auf 2016 im Stelleplan


auf 8 Stellen reduziert. Die durchschnittlichen Plankosten in 2016 für jede dieser


Stellen liegt bei 46.571,38 € (insgesamt 389.000 €). Würde die 27,5 Stellen 2016


noch im Stellenplan mit dem heutigen Tarifniveaus geplant werden müssen, würde


das Personalkosten in Höhe von 1.280.712,95 € bedeuten. Die Vergabe der Leistung


in den privaten Bereich war also eine betriebswirtschaftlich richtige Entscheidung.


2. Straßenunterhaltung ganz privatisiert (Fremdvergabe)


Die Sicherung der Leistungen erfolgt über jährliche Ausschreibungen, wie bei


anderen Gewerken für Kleinstreparaturen und Instandhaltungen, die bei Bedarf


beauftragt werden.


3. Aufgaben, die durch ihren Umfang, ihre Art, der Servicequalität nicht in einem


Leistungsverzeichnis beschrieben werden können, werden durch einen Bautrupp


weiterhin selbst erledigt, der auch für Sonderaufgaben flexibel in der Vergangenheit


zum Einsatz kam, um Vorhaben überhaupt realisieren zu können. Dazu gehören


Springbrunnen, Verkehrseinrichtungen, Bühnenaufbau, Unterstützung aller


städtischen Veranstaltungen, auch der Eigengesellschaften. Die Erbringung von


Leistungen innerhalb der Verwaltung, wie Unterstützung bei Umzügen, Fahrdienst bei


Wahlen, Vorbereitung Neujahresempfang, Sachsen-Anhalt-Tag usw. ergänzen das


Leistungsspektrum.


4. Die Straßenreinigung wurde Teilprivatisiert, eigene Einflussmöglichkeit mit der


Kleinkehrmaschine sollte bleiben, um flexible auf Ereignisse reagieren zu können
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Wurden vor 2003 12 Beschäftigte in der Straßenreinigung eingesetzt, sind es 2016


noch 5 Beschäftigte. 2016 müssen für diese Stellen im Durchschnitt 45.100 € geplant


werden (insgesamt 225.500 €). Die Kosten für 12 Beschäftigte lägen heute bei


541.200 €. Fremdleistungen für die vergebenen Straßenreinigungsleistungen sind in


2016 in Höhe von 120.000 € geplant.


5. Die Friedhofspflege wurde Teilprivatisiert, die Bestattungen als Kernaufgabe kann


nicht privatisiert werden.


Die Anzahl der Beschäftigten entwickelte sich in Umsetzung der Beschlüsse in


diesem Bereich im Laufe der Jahre von 10,5 Stellen auf heute 6 Stellen, wobei


lediglich 4 gewerblich tätig sind. 2 Beschäftigte sind mit Verwaltungsaufgaben


betraut. Die gewerblich Beschäftigten sind mit durchschnittlichen Kosten 2016 in


Höhe 47.156,83 € zu planen (insgesamt 292.300 €). 10,5 Stellen würden heute


495.146,71 € kosten. Fremdleistungen sind in 2016 zur Pflege der Friedhöfe in


Umsetzung des Konzeptes aus 2013 im Haushalt 2016 mit 52.300 € geplant.


6. Mit dem Konzept aus 2013 wurde dargestellt, dass eine weitere Reduzierung der


Beschäftigten in den einzelnen Bereichen des gewerblichen Bereiches Auswirkungen


auf die Erbringung der Leistungen im Winterdienst hätte, wo alle Teilbereiche


integriert sind, um die Aufgaben erfüllen zu können. Eine Privatisierung des


Winterdienstes ist zum einen nicht immer abzusichern und teilweise auch


kostenintensiver als die Eigenleistung, da der Winter nicht vorhersehbar und wenig


planbar ist. Der derzeitige Personalbestand von 30 Stellen kann den Winterdienst mit


den Bereitschaftsdiensten, den festgelegten Tourenplänen und Prioritäten erfüllen.


Eine weitere Reduzierung würde Abstriche an den Aufgaben nach sich ziehen, was


spätestens wenn der Winter wieder kommt, niemand akzeptiert.


7. Hausmeisterleistungen durch Poolbildung aus Konsolidierungs- und


Effizienzgesichtspunkten


Die Anzahl der Hausmeister wurde wie im Konzept beschlossen von 10 auf 4


reduziert. Die vorher an Einrichtungen gebundenen Hausmeister waren vor der


Umsetzung des Konzeptes mit kaum Technik ausgestattet und sehr ineffizient


eingesetzt. In Umsetzung des Konzeptes wurden Fahrzeuge angeschafft,


Kehrmaschine und andere technische Geräte, damit die gebildeten Trupps in der


Lage sind, mehrere Objekte effizient zu betreuen. Jede dieser 4 Stellen kostet im


Durchschnitt 2016 45.478,25 € (insgesamt 189.027 €). 10 Hausmeister würden 2016


454.782,50 € kosten. Aus Sicht der Verwaltung ist der Personalbestand zur
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Aufgabenerfüllung quantitativ völlig ausreichend, zumal der Aufgabenbestand sich


nach der Gründung der Pools weiter reduziert hat (Einrichtungen, wie der Hort Hanno


Günther und die Kita Waldfrieden sowie die Fahrertätigkeiten für den OB sind aus


dem berechneten Aufgabenbestand herausgefallen). Die Reduzierung der


Ausfallzeiten und organisatorische wie qualitative Anpassungen werden sicherlich


dazu beitragen, die aufgekommenen Kritiken zu reduzieren.


IV. Abschließenden Anmerkungen


Die mit der Gründung einer privatrechtlichen Gesellschaft unterstellten positiven Effekte sind


oftmals nicht damit verbunden.


1.


Im Internet fand sich ein zum Teil wortwörtlich und identischer Vorschlag zur Privatisierung


des Betriebshofes, wie dieser im Amtsblatt der Stadt Köthen (Anhalt) von der Fraktion Freie


Wähler im Stadtrat Köthen.


Dieser Vorschlag ist aus dem Bürgerbeteiligungsportal www.hatersheim-direkt.de. von 2012.


Die Stadt Hattersheim ist eine Stadt am Main mit einer Einwohnerzahl von 28.086


Einwohnern Stand 2015. Der Vorschlag zur Bildung einer „Service GmbH“ in diesem


Bürgerbeteiligungsportal ist nicht umgesetzt worden. Seit 1989 betreibt die Stadt


Hattersheim einen Eigenbetrieb „Stadtwerke“.


In diesem Eigenbetrieb sind die Betriebsbereiche Wasserversorgung, Abwasserbeseitigung,


Abfallbeseitigung, Nahwärme- und Stromversorgung, Energieberatung, Betrieb des


Bauhofes, Straßen- und Straßenunterhaltung sowie die Straßenbeleuchtung integriert. Das


Personal im Bauhof kümmert sich u.a. um Straßen- und Gehwegreparaturen, Winterdienst,


Straßenreinigung, Auswechseln von Wasserzählern, Arbeiten am Trinkwasserrohrnetz sowie


an Trinkwasseranschlüssen. Bei diesem umfangreichen Aufgabenumfang ist die Effizienz


eines Eigenbetriebs gewährleistet. Die Bündelung all dieser Aufgaben in einem Eigenbetrieb,


nicht in einer Gesellschaft des Privatrechtes, ist eine sicherlich sinnvolle Organisationsform,


mit vielen Synergieeffekten. Diese Möglichkeiten stehen der Stadt Köthen so nicht zur


Verfügung. Außer dass die Einwohnerzahl der beiden Stadt annähernd gleich ist, sind


ansonsten sehr unterschiedliche Voraussetzungen gegeben, ohne evtl. Unterschiede im


Kommunalrecht bemühen zu müssen. Für die Abfallentsorgung ist hier der Landkreis


zuständig, die Wasserversorgung ist der mehrheitlich kommunalen Midewa übertragen


worden, mit privatrechtlicher Beteiligung, die Abwasserbeseitigung wird durch


Zweckverbände mit anderen Kommunen gemeinsam abgesichert, die Wärme-, Gas und
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Stromerzeugung wird durch die durch die Stadt veräußerte private Köthen Energie gesichert,


die Straßenunterhaltung wird, außer Kleinstreparaturen durch den Straßenkontrolleur,


komplett privat abgesichert, die Straßenbeleuchtungsanlage wird vertraglich gebunden von


der Midewa betreut und unterhalten usw. Insofern ist nur ein Bruchteil der Aufgaben der


Stadt Hatersheim in direkter Zuständigkeit der Stadt Köthen und steht für diese hier


angestellten Betrachtungen zur Verfügung. Entsprechend klein sind die Synergieeffekte in


unserer Stadt, bestimmt auch die wirtschaftlichen. Andere Voraussetzungen müssen andere


Lösungen nach sich ziehen.


Die Kommunale Gemeinschaftsstelle (KGSt) ist der Meinung und sieht dies auch durch


kommunale Erfahrungen bestätigt, dass die Wahl der Rechtsform nicht darüber entscheidet,


ob eine Leistung wirtschaftlich erstellt wird. Es kann nicht gesagt werden, dass eine private


oder umgekehrt öffentliche Rechtsform einen positiven Einfluss auf die Wirtschaftlichkeit hat.


Für die Wirtschaftlichkeit ist vielmehr entscheidend, ob eine Leistung unter


Wettbewerbsbedingungen erbracht wird.


2. Kostentransparenz


Die Stadtverwaltung hat schon zum derzeitigen Zeitpunkt eine umfangreiche


Kostentransparenz durch vorliegende Leistungsbeschreibungen zur Vergabe von


Grünflächenpflege, Baubetriebshofleistungen, Friedhofspflege, Straßenbeleuchtung und


Straßenreinigung.


Auch der doppische Haushalt bietet Kostentransparenz, in dem die Leistungen der


Stadtverwaltung, also die Produkte, Basis der Haushaltsplanung, der Jahresrechnung und


der Kostenrechnung sind. Dass auf Grund der nicht fertigen Eröffnungsbilanz bisher kein


doppische Abschluss und keine Kostenrechnung vorliegen, ändert an dem Grundsatz nichts.


Im Haushaltsentwurf 2016 sind die betreffenden Produkte wie folgt geplant:
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HH Entwurf gewerbliche Dienst. Spielplätz Straßen
2016 11.1.503.00 36.6.001.00 54.5.001.00


Erträge 1.300,00 200,00 248.000,00


Aufwendungen 815.600,00 265.700,00 455.100,00


dav. PK 421.300,00 147.800,00 225.500,00


Ergebnis (814.300,00) (265.500,00) (207.100,00)


HH Entwurf Grünflächen Friedhöfe Hausmeister
2016 55.1.001.00 55.3.001.00 11.1.502.00


Erträge 30.200,00 342.400,00 -


Aufwendungen 1.081.400,00 457.600,00 219.027,00


dav. PK 389.000,00 292.300,00 189.027,00


Ergebnis (1.051.200,00) (115.200,00) (219.027,00)


Die Zahlen machen aus Sicht der Verwaltung deutlich, dass bei einem


Gesamtaufwandsvolumen in Höhe von 3.294.427 €, mit anteiligen Personalkosten in Höhe


von ca. 1,6 Mill €, soweit man unterstellt, dass alle bisherigen Leistungen des gewerblichen


Bereiches auch weiterhin zu erfüllen sind, darin keine 1.800.000 € Einsparpotenzial stecken


kann. Das wären 54,63 % des derzeitigen Gesamtaufwandsvolumens.


3.


Die Erfahrungen in Deutschland zeigen, dass die Privatisierung kommunaler Betriebe


teilweise ein kostspieliger Weg auf Kosten von Verbrauchern, Beschäftigten und der


Kommune selbst ist. Sie können auch zu höheren Kosten der Leistungen führen, zu


Einnahmeausfällen für die kommunalen Haushalte und oftmals auch zu


Arbeitsplatzvernichtungen.


4.


Aus Sicht der Verwaltung ist der gewerbliche Bereich in den vielen Jahren immer den sich


wandelnden Rahmenbedingungen angepasst worden. Dies war nur möglich, weil ein direkter


Einfluss auf den noch bei der Stadt verbliebenen gewerblichen Bereich bestand. Art und


Umfang der Aufgabenerfüllung sind der defizitären Haushaltslage angepasst. Viele Wünsche


bleiben offen, ein grundsätzliches Niveau wird aber gesichert. Insofern schlägt die


Verwaltung vor, den beschlossen Weg fortzusetzen, bis wieder etwas an sich verändernde


Bedingungen anzupassen ist.





Anlage zur Sitzungsvorlage
Sachdarstellung.pdf




Anlage 1
Ertragslage je Produkt
ohne interne Leistungsverrechnung


Prod.-Nr. Bezeichnung Erträge Aufwand Ergebnis
2016 2016 2016


1 11.1.503.00
Gewerbliche Dienste für die


gesamte Verwaltung erbringen 1.300,00 815.600,00 (814.300,00)
2 36.6.001.00 Spielplätze unterhalten 200,00 265.700,00 (265.500,00)


3 54.5.001.00
Straßen, Wege und Plätze


reinigen 248.000,00 455.100,00 (207.100,00)
4 55.1.001.00 Grünflächen pflegen 30.200,00 1.081.400,00 (1.051.200,00)
5 55.3.001.00 Friedhöfe betreiben 342.400,00 457.600,00 (115.200,00)


622.100,00 3.075.400,00 (2.453.300,00)


Erträge und Aufwendungen aus der internen LV
2016


Prod.-Nr. Bezeichnung Ergebnis interne LV Ergebnis
vor int. LV Erträge Aufwand


1 11.1.503.00
Gewerbliche Dienste für die


gesamte Verwaltung erbringen -814.300,00 928.100,00 113.800,00 0,00
2 36.6.001.00 Spielplätze unterhalten -265.500,00 207.100,00 294.000,00 -352.400,00


3 54.5.001.00
Straßen, Wege und Plätze


reinigen -207.100,00 471.000,00 263.900,00 0,00
4 55.1.001.00 Grünflächen pflegen -1.051.200,00 899.100,00 311.200,00 -463.300,00
5 55.3.001.00 Friedhöfe betreiben -115.200,00 5.000,00 130.700,00 -240.900,00





Anlage zur Sitzungsvorlage
Anlage 1 - Sitzungsvorlage - 23.05.2016.pdf




Anlage 2
Stellenplan 2016, Personalkosten gewerblich Beschäftigte
11.1.502.00 Immobilien managen Namen 2016
6.65.HM.1 Hausmeister/in E4 E4 4/4a 40,00 40,00 1 48.428,00
6.65.HM.3 Hausmeister/in E4 E4 4/4a 40,00 40,00 1 44.902,00
6.65.HM.4 Hausmeister/in E4 E4 4/4a 40,00 40,00 1 46.988,00
6.65.HM.6 Hausmeister/in E4 E4 4/4a 40,00 40,00 1 41.595,00 45.478,25
6.65.HM.2 ATZ-Hausmeister/in E4 E4 4/4a 40,00 0,00 0 3.454,00
6.65.HM.6.1 ATZ-Hausmeister/in E4 E4 4/4a 40,00 0,00 0 3.660,00


sonstige Entgelte
Summe: 11.1.502.00 0,00 0,00 4 189.027,00


11.1.503.00 gewerbliche Dienste für die gesamte Verwaltung erbringen


6.73.731BH.1 Leiter/in Betriebshof E10 E10 IVa 40,00 40,00 1 71.337,00
6.73.731BH.3 Schreibkraft/Haushalt E3 E5 VII 40,00 40,00 1 46.129,00
6.73.731BH.4 Bauhandwerker/in E6 E6 5/6a 40,00 40,00 1 40.906,00
6.73.731BH.6 Bauhandwerker/in E6 E6 5/6a 40,00 40,00 1 47.773,00
6.73.731BH.7 Bauhandwerker/in E6 E6 5/6a 40,00 40,00 1 51.776,00
6.73.731BH.8 Bauhandwerker/in E6 E6 5/6a 40,00 40,00 1 48.099,00
6.73.734.1 SB Betriebshof E8 E8 Vc/Vb 40,00 40,00 1 45.012,00
6.73.734.3 Facharbeiter/in Werkstatt E6 E6 5/6a 40,00 40,00 1 47.773,00 49.850,63
6.73.731BH.4.1 ATZ-Bauhandwerker/in E6 E6 5/6a 40,00 0,00 0 0,00


sonstige Entgelte 22.495,00
Summe: 11.1.503.00 360,00 320,00 8 421.300,00


36.6.001.00 Spielplätze unterhalten


6.73.732.16 technische/r Mitarbeiter/in Spielplätze E8 E8 Vc 40,00 40,00 1 54.084,00
6.73.732.19 Arbeiter/in Spielplätze E5 E5 4/5a 40,00 40,00 1 45.869,00
6.73.732.20 Arbeiter/in Spielplätze E5 E5 4/5a 40,00 40,00 1 45.847,00 48.600,00


sonstige Entgelte 2.000,00
Summe: 36.6.001.00 120,00 120,00 3 147.800,00







54.5.001.00 Straßen, Wege und Plätze reinigen


6.73.735.3 Kraftfahrer/in Sonderfahrzeuge E5 E5 5/5a 40,00 40,00 1 46.489,00
6.73.735.4 Kraftfahrer/in Sonderfahrzeuge E5 E5 5/5a 40,00 40,00 1 45.762,00
6.73.735.6 Kraftfahrer/in E4 E4 4/4a 40,00 40,00 1 46.092,00
6.73.735.7 Handkehrer/in E2Ü E2Ü 2/2a 40,00 40,00 1 38.731,00
6.73.735.8 Handkehrer/in E4 E4 4/4a 40,00 40,00 1 48.426,00 45.100,00


sonstige Entgelte
Summe: 54.5.001.00 200,00 200,00 5 225.500,00


55.1.001.00 Grünflächen pflegen


6.73.732.1 Gärtnermeister/in E8 E9 Vc/Vb 40,00 40,00 1 60.136,00
6.73.732.2 Gartenarbeiter/in E5 E5 5/5a 40,00 40,00 1 45.869,00
6.73.732.3 Gartenarbeiter/in E5 E5 5/5a 40,00 40,00 1 46.303,00
6.73.732.6 Baumpfleger/in E5 E5 4/5/5a 40,00 40,00 1 43.585,00
6.73.732.8 Gärtner/in E5 E5 4/5/5a 40,00 40,00 1 45.869,00
6.73.732.9 Gärtner/in E5 E5 4/5/5a 40,00 40,00 1 45.869,00
6.73.732.12 Gartenarbeiter/in E3 E3 3/3a 40,00 40,00 1 42.253,00
6.73.732.13 Gartenarbeiter/in E3 E3 3/3a 40,00 40,00 1 42.687,00 46.571,38
6.73.732.5 ATZ-Gartenarbeiter/in E5 E5 5/5a 40,00 0,00 0 5.204,00
6.73.732.10 ATZ-Gartenarbeiter/in E3 E3 2/3/3a 40,00 0,00 0 4.225,00


sonstige Entgelte 7.000,00
Summe: 55.1.001.00 400,00 320,00 8 389.000,00


55.3.001.00 Friedhöfe betreiben


6.73.733.1 Leiter/in Friedhof E9 E10 IVb/IVa 40,00 40,00 1 70.824,00
6.73.733.2 SB Friedhof E5 E5 VII 30,00 30,00 1 36.505,00
6.73.733.3 Vorarbeiter/in Friedhof E5 E5 5/5a 40,00 40,00 1 45.869,00
6.73.733.4 Friedhofsarbeiter/in E5 E5 5/5a 40,00 40,00 1 45.869,00
6.73.733.5 Friedhofsarbeiter/in E5 E5 5/5a 40,00 40,00 1 41.670,00
6.73.733.8 Friedhofsarbeiter/in E3 E3 3/3a 40,00 40,00 1 42.204,00 47.156,83


6.73.733.7 ATZ-Friedhofsarbeiter/in E5 E5 5/5a 40,00 0,00 0 5.359,00
sonstige Entgelte 4.000,00


Summe: 55.3.001.00 270,00 230,00 6 292.300,00


34 1.664.927,00
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Anlage 3
Betroffene Aufgabenkreise im gewerblichen Bereich


Prod.-Nr. Bezeichnung intern extern pflichtig freiwillig eigener Wirkungskreis übertragener WK
11.1.502.00 Immobilien managen 1 1 1


11.1.503.00


Gewerbliche Dienste für
die gesamte Verwaltung


erbringen 1 1 1
36.6.001.00 Spielplätze unterhalten 1 1 1


54.5.001.00
Straßen, Wege und


Plätze reinigen 1 1 1
55.1.002.00 Grünflächen pflegen 1 1 1
55.3.003.00 Friedhöfe betreiben 1 1 1


1 5 3 3 6 0
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Stadt Köthen (Anhalt)
Der Oberbürgermeister

Informationsvorlage 2016075/1 

Dezernat: OB aktuelles Gremium
Rechnungsprüfungsaus
schuss

Sitzung am: 31.05.2016

TOP: 2.7

Amt: Amt 10 öffentlich
ja

Vorlagen-Nr.:
2016075/1

Az.: erstellt am: 19.05.2016

Betreff

Stand Übergabe Unterlagen der Eröffnungsbilanz zum 1.1.2012 an das 
Rechnungsprüfungsamt 

Beratungsfolge

Nr. Gremium Ist-Termin Ergebnis

1 31.05.2016: Rechnungsprüfungsausschuss 31.05.2016

Mitzeichnungspflicht

Person Unterschrift Datum

Alexander Frolow 23.05.2016

Beschlussentwurf

Gesetzliche Grundlagen:

Darlegung des Sachverhalts / Begründung

Sachdarstellung:

in Fortsetzung der regelmäßigen Berichterstattung der Verwaltung aus der Forderung des  
Rechnungsprüfungsausschusses vom 1.10.2015 zur Problematik der Übergabe der Unterlagen  der 
Eröffnungsbilanz der Stadt Köthen zum 1.1.2012 an das Rechnungsprüfungsamt sei  angemerkt, dass 
wiederum wegen krankheitsbedingter Ausfälle,  es nicht ganz so vorangegangen ist, wie geplant. Im 
Wesentlichen sind zur vorangegangen Berichterstattung der Sitzung des 
Rechnungsprüfungsausschusses am 15.3.2016 die Bilanzpositionen, die sich mit dem bewerteten 



Vermögen des Grund und Boden beschäftigen hinzugekommen. 

I. Stand der Abarbeitung dieser Aufgabe zum 23.5.2016

Es  wurden folgende Bilanzpositionen dem RPA zur Prüfung bzw. nach einer Überarbeitung erneut 
übergeben:

Aktiva

1.2. Sachanlagevermögen

1.2.1. unbebaute Grundstücke 

1.2.2. bebaute Grundstücke

1.2.3. Grund und Boden Verkehrsflächen

1.2.3.1. Grund und Boden Straßenbegleitgrün

1.2.3.3. Infrastrukturvermögen Straßenbeleuchtung

1.2.4 Bauten auf fremden Grund und  Boden

1.2.5 Kunstgegenstände, Kulturdenkmäler

1.2.6. Maschinen, technische Anlagen, Fahrzeuge

1.3. Finanzanlagevermögen

        1.3.1. Anteile an verbundene Unternehmen

        1.3.2. Beteiligungen

        1.3.3. sonstige Anteilsrechte

        1.3.4. Sondervermögen

        1.3.5. Ausleihungen

2. Umlaufvermögen

2.1. Vorräte

2.2. öffentlich rechtliche Forderungen

2.2.1. öffentliche rechtliche aus Dienstleistungen (und Wertberichtigungen)

2.2.2. sonstige öffentlich rechtliche Forderungen (und Wertberichtigungen)

2.3. privatrechtliche Forderungen

2.3.1. privatrechtliche Forderungen aus Lieferungen und Leistungen (und Wertberichtigungen)

2.3.3. sonstige Vermögensgegenstände (und Wertberichtigungen)

2.4. liquide Mittel

2.4.1. Sichteinlagen bei Banken

2.4.3. Bargeld

3. aktive Rechnungsabgrenzungsposten

Passiva

3. Rückstellungen
3.5. Sonstige Rückstellungen
3.5.1 Verdienstzahlungen ATZ und Urlaub
3.5.2 drohende Verpflichtungen aus anhängigen Gerichtsverfahren



3.5.3 drohenden Verpflichtungen aus schwebenden Gerichtsverfahren
4. Verbindlichkeiten

4.2. Verbindlichkeiten aus Kreditaufnahme für Investitionen

4.3. Kreditaufnahmen zur Sicherung der Zahlungsfähigkeit

4.5. Verbindlichkeiten aus Lieferungen und Leistungen

4.6. Verbindlichkeiten aus Transferleistungen

4.7. sonstige Verbindlichkeiten

       5. passiver Rechnungsabgrenzungsposten

II. Bilanzpositionen, die noch nicht dem Rechnungsprüfungsamt übergeben bzw. 
überarbeitet wurden
Aktiva

1.1. Immaterielle Vermögensgegenstände
1.2.2.1. Gebäude und Aufbauten

1.2.2.2. Garagen

1.2.3 Infrastrukturvermögen

         1.2.3.2 Straßen

         1.2.3.4. Kanäle und Brücken

Passiva

2.1. Sonderposten aus Zuwendungen

2.2. Sonderposten aus Beiträgen

Des Weiteren sind die entsprechenden Stellungnahmen zu den Prüffeststellungen des 
Rechnungsprüfungsamtes zu erarbeiten, soweit diese vorliegen bzw. Fragen während des 
Prüfvorganges zu klären. 

Als Anlagen sind wieder angefügt:

1. Tabellarische Übersicht der übergebenen Unterlagen und Prüfstand
2. Gesamtübersicht Eröffnungsbilanz (blau die Bilanzpositionen, die aus Sicht der 
Übergebenden prüffähig sind)

III. Einschätzung des Standes der Prüfung der übergebenen Unterlagen druch das 
Rechnungsprüfungsamt

Durch das RPA  erfolgt derzeit, anhand der bereits vorliegenden Unterlagen, die Prüfung der 
Einhaltung der allgemeinen Bestimmungen für die Bewertung der Vermögensgegenstände und 
Verbindlichkeiten. 

Abgeschlossene Prüfungen:

1.2.4. Bauten auf fremden Grund und Boden

1.2.5. Kunstgegenstände, Kunstdenkmäler

2.4. liquide Mittel

Da die Stadt Köthen (Anhalt)  keine eigene Bewertungsrichtlinie aufgestellt hat, wurden lediglich  im 
Anhang zur Eröffnungsbilanz  die Vorgehensweise und Festlegungen bei der Erfassung und 
Bewertung des Vermögens dokumentiert bzw. auf Regelungen der Bewertungsrichtlinie des Landes 



verwiesen.

Bezüglich der sehr komplexen Bewertung der städtebaulichen Maßnahmen in der Eröffnungsbilanz 
der Stadt Köthen (Anhalt) wurden  die, in der Verwaltung vorliegenden Unterlagen  angefordert. 
Nach Einsichtnahme wird seitens des RPA eine Empfehlung zur Notwendigkeit der Bilanzierung in 
der EÖB abgegeben.






Sachstand Prüfungsverfahren Stand: 23.05.2016
Eröffnungsbilanz Stadt Köthen (Anhalt) zum 1.1.2012


Bilanz- Unterlagen liegt Prüfung RPA
position übergeben oder im Prüfvermerk abge-


Verfahren mit RPA RPA vor schlossen ja nein
Aktiva
1.1. 1 immat.Vermö. nein ja 1 nein 1


1.2.1. 2 unbebaute Grund. ja 1 nein nein 1
1.2.2. 3 bebaute Grund. ja 1 nein nein 1


1.2.2.1 4 Gebäude nein nein nein 1
1.2.3. Infrastrukt.


1.2.3.1. 5 Infr. Grund und Boden ja 1 nein nein 1
1.2.3.2. 6 Infra. Teil Straßen nein nein nein 1
1.2.3.3. 7 Infra. Teil Straßenbeleuchtung ja 1 nein nein 1
1.2.3.5. 8 Kanäle, Brücken nein 1 nein nein 1
1.2.4. 9 Bauten fremd.Grund. ja 1 ja 1 ja 1
1.2.5. 10 Kunst ja 1 ja 1 ja 1
1.2.6. 11 Maschinen, Fahrzeuge ja 1 nein nein 1
1.2.7. 12 Betriebsvorr. nein nein nein 1
1.2.8. 13 Anzahlungen im Bau nein nein nein 1
1.3.1. 14 verbun.Unternehmen ja 1 nein nein 1
1.3.2. 15 Beteiligung ja 1 nein nein 1
1.3.3. 16 Sondervermö. ja 1 nein nein 1
2.1. 17 Vorräte ja 1 nein nein 1
2.2. 18 öffent./priv. Ford. ja 1 nein nein 1


2.4.1. 19 Bank ja 1 ja 1 ja 1
2.4.3. 20 Barmittel ja 1 ja 1 ja 1


3. 21 aktive RAP ja 1 nein nein 1
Passiva
1.1.1. 22 EK nicht erforderlich 1 nicht erforde. Differenz A/P 1
2.1. 23 Sopo Zuwendungen nein nein nein 1
2.2. 24 Sopo Beiträge nein nein nein 1


3.5.1. 25 Rückst. ATZ, Urlaub ja 1 nein nein 1
3.5.3. 26 Rückst. Gerichtsv. ja 1 nein nein 1
3.5.4. 27 Rückst. schw.Verf. ja 1 nein nein 1
4.2. 28 Verbindl.Banken ja 1 ja 1 nein 1
4.3. 29 Verbindl.Kassenkred. ja 1 ja 1 nein 1
4.5. 30 Verbindl.LuL ja 1 ja 1 nein 1
4.6. 31 Verbindl. aus Transferleist. ja 1 nein nein 1
4.7. 32 sonst. Verbindl. ja 1 ja 1 nein 1
5. 33 passive RAP ja 1 nein nein 1


26 9 5 28
Anhang
Anlagen Forderungsspiegel


Verbindlichkeitenspiegel
Anlagenspiegel


Unterlagen Inventur
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Tabellarische Übersicht - Sitzungsvorlage - 19.05.2016.pdf




Muster 17 der Vermögensrechnung
zu § 46 (3) und (4) GemHVO Doppik Stand: 24.5.2016 41.860.436,19


Aktiva 01.01.2012 31.12.2012 Passiva 01.01.2012 31.12.2012
€ €


1 2 3 1 2 3
1. Anlagevermögen 1. Eigenkapital
1.1. Immaterielles Vermögen 1.217.280,10 1.1. Rücklagen 41.860.436,19
1.2. Sachanlagevermögen 81.318.062,94 1.1.1. Rücklagen aus der Eröffungsbilanz 41.860.436,19
1.2.1. unbebaute Grundstücke, grundstücksgleiche Rechte 8.215.234,98 1.1.2. Rücklagen aus Überschüssen des ordentlichen -
1.2.2. bebaute Grundstücke, grundstücksgleiche Rechte Ergebnisses
1.2.2.1. Grund und Boden bebaute Grundstücke 8.055.084,51
1.2.2.2. Gebäude, Aufbauten 20.351.141,63
1.2.2.3. Garagengebäude 1.851.231,96
1.2.3. Infrastrukturvermögen 1.1.3. Rücklagen aus Überschüssen des außerordentlichen -
1.2.3.1. dav. Grund und Boden Verkehrsflächen 5.569.761,93
1.2.3.2. dav. Straßen 29.513.012,75
1.2.3.3. davon Straßenbeleuchtung 4.037.146,03
1.2.4. Bauten auf fremden Grund und Boden 36.382,05 Ergebnisses
1.2.5. Kunstgegenstände, Kulturdenkmäler 15.176,18 1.2. Sonderrücklagen -
1.2.6. Maschinen und technische Anlagen, Fahrzeuge 631.327,95 1.3. Fehlbetragsvortrag
1.2.7. Betriebsvorrichtungen, Betriebs- und Geschäftsausstattung 1.690.897,20 1.4. Jahresergebnis -


Nutzpflanzen und Nutztiere (Jahresüberschuss/Jahresfehlbetrag)
1.2.8. geleistete Anzahlungen, Anlagen im Bau 1.351.665,77 Summe Eigenkapital 41.860.436,19
1.3. Finanzanlagevermögen 2. Sonderposten 24.095.988,67
1.3.1. Anteile an verbundenen Unternehmen 35.800.520,90 38.060.480,09 2.1. Sonderposten aus Zuwendungen 19.702.333,30
1.3.2. Beteiligungen 226.110,76 2.2. Sonderposten aus Beiträgen 4.393.655,37
1.3.3. sonstige Anteilsrechte 1.006.775,73
1.3.4. Sondervermögen 1.020.063,21 2.3. Sonderposten für den Gebührenausgleich -
1.3.5. Ausleihungen 7.009,50 2.4. sonstige Sonderposten -
1.3.6. Wertpapiere - Summe Sonderposten 24.095.988,67
Summe Anlagevermögen 120.595.823,13 3. Rückstellungen
2. Umlaufvermögen 3.1. Rückstellungen für Pensionen und Beihilfen - -
2.1. Vorräte 3.631.698,31 3.2. Rückstellungen für die Rekultivierung und - -
2.2. öffentliche rechtliche Forderungen 692.113,12 Nachsorge von Deponien
2.2.1. öffentliche rechtliche Forderungen aus Dienstleistungen 1.435.675,64 3.3. Rückstellungen für die Sanierung von - -
2.2.1.1. Wertberichtigungen öff. rechtl. Forderungen aus DL (1.166.195,45) Altlasten
2.2.2. sonstige öffentlich rechtliche Forderungen 1.532.994,46 3.4. Rückstellungen für unterlassene Instandhaltung - -


(insbesondere aus Steuern, Transferleistungen) 3.5. sonstige Rückstellungen 7.321.312,68
2.2.2.1. Wertberichtigungen auf sonst. öffentl. rechtliche Forderungen (1.110.361,53) 3.5.1. Verdienstzahlungen in der Freistellungsphase 4.525.873,00
2.3. privatrechtliche Forderungen, sonstige Vemögensgegenstände 142.691,62 im Rahmen der Altersteilzeit, abzugeltender
2.3.1. privatrechtliche Forderungen aus Lieferungen und Leistungen 2.486,31 Urlaubsanspruch auf Grund längerfristiger
2.3.1.1. Wertberichtigung privt. rechtl. Forderungen aus LL (2.214,34) Erkrankung und ähnlicher Maßnahmen
2.3.2. sonstige privatrechtliche Forderungen 164.038,46 3.5.2. ungewisse Verbindlichkeiten im Rahmen des -
2.3.2.1. Wertberichtigungen auf sonst. privatrechtliche Forderungen (129.995,22) Finanzausgleichs und aus Steuer- und Sonder-
2.3.3. sonstige Vermögensgegenstände 124.595,06 abgabeschuldverhältnissen
2.3.3.1. Wertberichtigungen auf sonstige Vermögensgegenstände (16.218,65) 3.5.3. drohende Verpflichtungen aus anhängigen 147.689,68
2.4. liquide Mittel 547.399,88 Gerichtsverfahren
2.4.1. Sichteinlagen bei Banken 542.657,36 3.5.4. drohende Verluste aus schwebenden Geschäften 2.647.750,00
2.4.3. Bargeld 4.742,52 und laufenden Verfahren


3.5.5. sonstige Verpflichtungen gegenüber Dritten -
oder auf Grund von Rechtsvorschriften


Summe Rückstellungen 7.321.312,68
4. Verbindlichkeiten 49.563.532,05
4.1. Anleihen -
4.2. Verbindlichkeiten aus Kreditaufnahmen für 32.619.957,90


Investitionen und Investitionsfördermaßnahmen
gemäß § 41 (4) Satz 2 GemHVO Doppik


4.3. Verbindlichkeiten aus Kreditaufnahmen zur 16.000.000,00
Sicherung der Zahlungsfähigkeit


4.4. Verbindlichkeiten aus Vorgängen, die Kredit- -
aufnahmen wirtschaftlich gleichkommen


4.5. Verbindlichkeiten aus Lieferungen und Lesitungen 255.078,42
4.6. Verbindlichkeiten aus Transferleistungen 89.326,47


Summe Umlaufvermögen 5.013.902,93 4.7. sonstige Verbindlichkeiten 599.169,26
3. Aktive Rechnungsabgrenzungsposten 33.671,21 Summe Verbindlichkeiten 49.563.532,05
4. Nicht durch Eigenkapital gedeckter Fehlbetrag - 5. Passive Rechnungsabgrenzungsposten 2.802.127,68
Bilanzsumme 125.643.397,27 Bilanzsumme 125.643.397,27


Das Muster enthält die nach § 46 (3) und (4) GemHVO Doppik vorgegebene Anhang Diff. A/P 0,00-
Mindestgliederung. Eine weitere Aufgliederung der Bilanzpositionen entsprechend mit (Eigenkapital)
des Kontenrahmenplans oder "Davon"-Vermerke sind zulässig und werden empfohlen. Verbindlichkeitenübersicht
Es können Zwischensummen gebildet werden. Forderungsübersicht


Anlagenübersicht
Unterlagen Inventur
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Stadt Köthen (Anhalt)
Der Oberbürgermeister

Niederschrift 
über die 7. Sitzung des Rechnungsprüfungsausschusses
öffentlicher Teil

Köthen (Anhalt), 03.06.2016

Die Sitzung fand statt:

Datum :
Beginn : 
Ende :

31.05.2016
18:30
19:55

Ort :
Straße :
Raum :

06366 K ö t h e n ( A n h a l t )
Wallstraße 1-5
Großer Sitzungsraum 217

Anwesende Mitglieder
lt. Teilnehmerliste :

8 (siehe Anhang) 

Von der Verwaltung
waren anwesend :

Herr Richter (AL 10) 
Frau Koch (amt. AL 20) 
Frau Pennewitz (AL 14) 
Frau Leps (Amt 14, Prüferin)

Außerdem waren
anwesend (Gäste) :

Herr Hauschild

Tagungsleitung : StR Lossack

Schriftführer : Frau Leps

Ausschussvorsitzend
er

Amtsleiterin Protokollführerin

Andreas Wittig Sabine Pennewitz Birgit Leps



Tagesordnung

TOP Thema Vorl.-Nr. 

1 Eröffnung 

1.1 Feststellung der Beschlussfähigkeit und der Ordnungsmäßigkeit der -  
 Ladung   

2 Behandlung der öffentlichen TOPs 

2.1 Bestätigung der Tagesordnung (öffentlicher Teil) -  
2.2 Bestätigung der Niederschrift der letzten Sitzung (öffentlicher Teil) -  
2.3 Informationen der Verwaltung (öffentlicher Teil) -  
2.4 Information zur vorläufigen Ergebnisrechnung 2015 per 02.05.2016 und  2016071/1  
 zur vorläufigen Ergebnisrechnung 2016 per 10.05.2016   
2.5 Beantwortung der Anträge zum Haushaltsplan 2016 der Fraktion    2016072/1  
 "FDP-B90/Die Grünen"   
2.6 Verwaltungsicht zum Vorschlag der Fraktion Freie Wähler    2016074/1  
2.7 Stand Übergabe Unterlagen der Eröffnungsbilanz zum 1.1.2012 an das2016075/1  
 Rechnungsprüfungsamt   
2.8 Allgemeine Bewilligungsbedingungen der Stadt Köthen (Anhalt)   2016061/9  
2.9 Anfragen und Anregungen (öffentlicher Teil) -  

3 Behandlung der nichtöffentlichen TOPs 

3.1 Bestätigung der Tagesordnung (nichtöffentlicher Teil) -  
3.2 Bestätigung der Niederschrift der letzten Sitzung (nichtöffentlicher -  
 Teil)   
3.3 Informationen der Verwaltung (nichtöffentlicher Teil) -  
3.4 Anfragen und Anregungen (nichtöffentlicher Teil) - 



Protokolltext

zu TOP 1.
Die Ausschusssitzung wird unter Vorsitz des an Jahren ältesten Mitgliedes Herrn Stadtrat 
Müller eröffnet. Als Vorsitzenden für die 7. Sitzung des Rechnungsprüfungsausschusses 
wird StR Lossack einstimmig gewählt.

TOP 1.1

Der Tagungsleiter StR Lossack stellt die Beschlussfähigkeit sowie die Ordnungsmäßigkeit 
der Ladung fest.

Öffentlicher Teil
zu  TOP 2.1
Die Tagesordnung des öffentlichen Teils der Sitzung wird einstimmig bestätigt.

zu TOP 2.2
Die Niederschrift zum öffentlichen Teil der Sitzung vom 15.03.2016 wird mit 5 Ja-Stimmen 
und 3 Enthaltungen bestätigt.

zu TOP 2.3
keine Informationen

zu TOP 2.4
StR Heeg bittet um Erläuterung der abweichenden Zahlen bezüglich der Darstellung des 
Ergebnisses 2015 in den ausgereichten Unterlagen.
Frau Koch informiert darüber, dass die Darstellung des Ergebnisses in der 
Ergebnisrechnung 2016 nicht aktuell ist. Grund hierfür ist möglicherweise ein Software-
Update, mit dem ein Programmfehler eingespielt wurde. Sie bittet diese Auswertung 
bezüglich des Ergebnisses 2015 nicht zu verwenden. Das ausgewiesene vorläufige 
Ergebnis laut Ergebnisrechnung 2015 in Höhe von -6.698,10 € wird sich voraussichtlich 
durch die noch vorzunehmenden Jahresabschlussbuchungen auf ein Defizit von 919.T€ 
erhöhen. Für dieses besteht aber die Möglichkeit der Verrechnung unter Anwendung des 
bekannten Runderlasses vom April 2014.
Mit Bezug auf die ausgewiesenen Erträge aus Steuern und ähnlichen Abgaben in der 
Ergebnisrechnung 2016 informierte Frau Koch, dass es sich hierbei um eine korrekte 
Darstellung handeln könnte. Eine Klärung konnte im Laufe des heutigen Tages nicht 
erfolgen. 
StR Barche fragt nach, seit wann der Programmfehler bekannt ist.
Frau Koch führt aus, dass sie erst durch die Anfragen der CDU-Fraktion auf diese 
Unstimmigkeiten aufmerksam wurde. 

Zu TOP 2.5
StR Arndt erläutert die Anträge seiner Fraktion im Rahmen der Haushaltsplanung 2016. Mit 
Bezug auf die Erfassung der Arbeitszeit der Mitarbeiter sieht er weiteren Klärungsbedarf. 
In Ergänzung der vorliegenden Beantwortung der Anträge informiert Herr Richter in Bezug 
auf die Arbeitszeiterfassung und die nicht bestehende Möglichkeit der 
Arbeitszeitreduzierung der Beschäftigten der Stadt Köthen (Anhalt).

Zu TOP 2.6
StR Reissbach führt aus, dass der Vorschlag der Fraktion Freie Wähler als Grundlage zur 
Bildung eines Arbeitskreises verstanden werden sollte und er aus der sehr ausführlichen 



Darstellung der Verwaltungssicht nur entnehmen kann, warum die Vorschläge der Fraktion 
nicht umsetzbar sind. In einem Arbeitskreis sollte die aufgeworfene Problematik nach und 
nach abgearbeitet werden.
StR Barche sieht in den Vorschlägen der Fraktion der Freien Wähler Ansatzpunkte diese 
Problematik weiterzuverfolgen. In der Darstellung der Verwaltung vermisst er eine 
wirtschaftliche Betrachtungsweise. Im Namen der CDU-Fraktion sichert er der Fraktion der 
Freien Wähler Unterstützung bei der weiteren Aufarbeitung dieses Themas zu.
StR Reisbach bat Herrn Hausschild, sich nach Amtsantritt dieser Problematik zu widmen.
Herr Richter betont, dass sich die Verwaltung ausführlich mit diesem Vorschlag beschäftigt 
hat und er dieses mit der Vorlage zum Ausdruck bringen wollte. Die Verwaltung hat bei 
diesem Thema die rechtliche, wirtschaftliche und organisatorische Seite betrachtet und auch 
unter dem Blickwinkel der kommunalen Selbstverwaltung diese Problematik beleuchtet. Er 
erkennt nicht, dass die Fraktion die Argumente der Verwaltung aufgreift und sieht daher 
keine Notwendigkeit nur zu diesem Thema eine Arbeitsgruppe zu bilden, wenn es rechtlich 
nicht möglich ist. Des Weiteren macht er deutlich, dass die Stadt Köthen (Anhalt) durch die 
in der Vergangenheit gefassten Beschlüsse des Stadtrates im Rahmen der Privatisierung 
von Aufgaben, den Punkt eine private GmbH zu bilden, bereits überschritten hat.
StR Barche bittet die Verwaltung dennoch, über die Bildung eines Arbeitskreises 
nachzudenken auch wenn das angesprochene Einsparungspotential von 1,8 Mio.€ sicherlich 
nicht erreichbar ist.
Frau Scharfen-Lossack fragt nach, ob die Verwaltung auch die Möglichkeit den 
gewerblichen Bereich vollständig outzusourcen in Betracht gezogen hat. 
Herr Richter verneint dieses, da es bereits jetzt schon schwierig ist, mit dem zur Verfügung 
stehenden Personal z.B. den Winterdienst abzudecken und ein weiterer Personalabbau nur 
zu einem Leistungsverlust führen würde.

zu TOP 2.7
Herr Richter erläutert die Darstellung in der Anlage 1 in Bezug auf die Prüfung der 
Bilanzposition immaterielles Vermögen. Hier hat die bisherige  Prüfung ergeben, dass die 
Verwaltung die Unterlagen überarbeiten muss und dies noch nicht abgeschlossen ist.
StR Heeg fragt nach dem Stand der Prüfung der bereits vorliegenden Bilanzpositionen.
Frau Pennewitz erläutert, dass zum jetzigen Zeitpunkt die Prüfung der Positionen 
Straßenbeleuchtung und Finanzanlagevermögen weit fortgeschritten ist. Des Weiteren wird 
die grundsätzliche Herangehensweise bei der Prüfung abgestimmt. Im Rahmen ihrer 
Einarbeitung sieht sie zusätzlichen Qualifizierungsbedarf um die Prüfer auch fachlich 
unterstützen zu können.
StR Heeg fragt nach, ob die Verwaltung es auch so einschätzt, dass das in der 
Eröffnungsbilanz ausgewiesene Eigenkapital in etwa vier Jahren aufgebraucht ist.
Herr Richter bestätigt diese Einschätzung. 

zu TOP 2.8
Die Ausschussmitglieder stimmen der Vorlage zu den Allgemeinen 
Bewilligungsbedingungen der Stadt Köthen (Anhalt) einstimmig zu.

zu TOP 2.9
StR Barche bittet um Information im nichtöffentlichen Teil der nächsten Sitzung des 
Rechnungsprüfungsausschusses zur Höhe der Grundsteuerzahlung für das Objekt 
„Malzfabrik“ 

Ende des öffentlichen Teils der Sitzung um 19.35 Uhr.



Tagesordnung 
der 

7. Sitzung des Rechnungsprüfungsausschusses 
am 31.05.2016

TOP Betreff BV-Nr.

 

1
1.1  
 

 

Eröffnung
Feststellung der Beschlussfähigkeit und der Ordnungsmäßigkeit der  
Ladung 

 

 
-  
 

2
2.1  
2.2  
2.3  
2.4  
  
2.5  
  
2.6  
2.7  
  
2.8  
2.9 

Behandlung der öffentlichen TOPs
Bestätigung der Tagesordnung (öffentlicher Teil)  
Bestätigung der Niederschrift der letzten Sitzung (öffentlicher Teil) 
Informationen der Verwaltung (öffentlicher Teil) 
Information zur vorläufigen Ergebnisrechnung 2015 per 02.05.2016 und 
zur vorläufigen Ergebnisrechnung 2016 per 10.05.2016  
Beantwortung der Anträge zum Haushaltsplan 2016 der Fraktion  
"FDP-B90/Die Grünen"  
Verwaltungsicht zum Vorschlag der Fraktion Freie Wähler 
Stand Übergabe Unterlagen der Eröffnungsbilanz zum 1.1.2012 an das 
Rechnungsprüfungsamt  
Allgemeine Bewilligungsbedingungen der Stadt Köthen (Anhalt) 
Anfragen und Anregungen (öffentlicher Teil)

 
-  
-  
-  
2016071/1  
  
2016072/1  
  
2016074/1  
2016075/1  
  
2016061/9  
- 

3
3.1  
3.2  
  
3.3  
3.4 

Behandlung der nichtöffentlichen TOPs
Bestätigung der Tagesordnung (nichtöffentlicher Teil) 
Bestätigung der Niederschrift der letzten Sitzung (nichtöffentlicher  
Teil) 
Informationen der Verwaltung (nichtöffentlicher Teil) 
Anfragen und Anregungen (nichtöffentlicher Teil)

 
-  
-  
  
-  
- 
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